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Die „Repräsentativbefragung zur Teilhabe von Menschen mit Behinderungen“ (Teilhabestudie) untersucht 
die Teilhabe von Menschen mit Beeinträchtigungen und Behinderungen in unterschiedlichen 
Lebensbereichen. Durch den komparativen Vergleich zu Menschen ohne Beeinträchtigung erschließen 
sich die Besonderheiten der Lebenswelt von Menschen mit Beeinträchtigungen und Behinderungen. 
Die Teilhabestudie befragt sowohl Personen in Privathaushalten als auch Bewohnerinnen und Bewohner 
von Einrichtungen der Eingliederungshilfe und Altenpflege. Der dritte Zwischenbericht stellt zentrale 
Ergebnisse der umfangreichen Screening-Erhebung vor, die der Befragung in Privathaushalten 
vorgeschaltet war. Er legt auch dar, wie eine barrierefreie Erhebung sichergestellt wird und beschreibt das 
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Von 2017 bis 2021 wird die umfassende „Repräsentativbefragung zur Teilhabe von Menschen mit 
Behinderungen“ als erste Erhebung ihrer Art in der Bundesrepublik Deutschland durchgeführt. Diese 
empirische Studie untersucht, inwiefern sich Beeinträchtigungen und Behinderungen auf Möglichkeiten 
der Teilhabe in verschiedenen Lebensbereichen auswirken. Die Studie verfolgt das Ziel, belastbare 
Aussagen über die Lebenswelt von Menschen mit Beeinträchtigungen zu treffen. Insbesondere soll sie 
Antworten auf zentrale Fragen der Teilhabepolitik geben: 
 
– Welche Chancen haben Menschen mit Beeinträchtigungen, am gesellschaftlichen Leben teilzuhaben?  
– Was kennzeichnet ihre Lebenssituationen? 
– Welche gesellschaftlichen Bedingungen unterstützen und welche behindern die Verwirklichung ihrer 
Rechte auf Selbstbestimmung und Teilhabe? 
– Welche Unterstützung wird in verschiedenen Lebensbereichen und Lebensphasen benötigt, um 
Teilhabemöglichkeiten zu erweitern? 
Diese Fragen will das Forschungsvorhaben mittels mehrerer Teilstudien und Erhebungen bei Menschen 
mit und ohne Behinderung beantworten. 
 
Befragung in Privathaushalten – die Screening-Erhebung 
Eine zentrale Teilstudie des Forschungsvorhabens ist die Befragung von 21.000 Menschen, die in privaten 
Haushalten leben. Um die Vielfalt der Lebenswelten von Frauen und Männern, von jüngeren und älteren 
Menschen, von Stadt- und Landbewohnerinnen und -bewohnern abbilden zu können, wird eine große 
Stichprobe von Menschen mit und ohne Beeinträchtigungen in Privathaushalten befragt. Das Ziel ist die 
Befragung von 16.000 Menschen mit Beeinträchtigungen und 5.000 Menschen ohne Beeinträchtigungen. 
 
Die Grundgesamtheit bilden alle Personen im Alter von 16 bis 79 Jahren, die in der Bundesrepublik 
Deutschland in privaten Haushalten leben (die sogenannte Wohnbevölkerung). Um für die 
Wohnbevölkerung eine adäquate Stichprobe zugrunde zu legen, wurde ein mehrstufiges 
Auswahlverfahren durchgeführt. In einem ersten Schritt erfolgte eine zufallsgesteuerte Gemeindeauswahl. 
Dabei wurden 250 Gemeinden mit insgesamt 285 Sample Points nach statistischen Kriterien gezogen. In 
einem zweiten Schritt wurden die Einwohnermeldeämter dieser Gemeinden um die Übermittlung einer 
Zahl von zufällig ausgewählten Adressen gebeten. Bei solch einem Auswahlverfahren handelt es sich um 
eine sogenannte Einwohnermeldestichprobe. Der 2. Zwischenbericht (Steinwede et al., 2018) beschreibt 
detailliert, wozu eine Einwohnermeldestichprobe dient, wie bei der Ziehung konkret vorgegangen wurde 
und wie der Stand der Einwohnermeldestichprobe im Mai 2018 war.  
 
Mit dem Vorliegen der Adressen aus den Einwohnermeldeämtern konnte dann der erste Schritt der 
Untersuchung vorgenommen werden. Es wurden die Personen der Stichprobe angeschrieben mit der 
Bitte, Auskunft über ihren Haushalt zu geben, in dem sie leben. Mit diesem Haushaltsscreening wurden 
Informationen darüber gewonnen, in welchen Haushalten Menschen mit Beeinträchtigungen leben und 
welche Beeinträchtigungen diese Menschen haben. Im 2. Zwischenbericht (Steinwede et al., 2018) wurden 
bereits die Ergebnisse eines Pretests beschrieben, in dem das Verfahren des Haushaltsscreenings sowie der 
eingesetzte Fragebogen getestet wurden. Nach dem erfolgreichen Pretest konnte das Screening-Verfahren 
im Sommer 2018 in ganz Deutschland durchgeführt werden. 
 
Der vorliegende Bericht stellt nun den Stand der Einwohnermeldestichprobe im Mai 2019 dar. Die 
Analysen zeigen, dass die Stichprobe die Grundgesamtheit der Wohnbevölkerung perfekt abbildet. Auf 
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dieser Grundlage erfolgte dann die Screeningbefragung der Haushalte. Die Beteiligung der Haushalte an 
dieser Vorerhebung ist mit einem Rücklauf von 22 Prozent als gut zu bewerten. Von den über 66 Tsd. 
Haushalten, die einen Bogen zurückgesendet haben, werden Angaben von über 137 Tsd. Personen in den 
Haushalten gemacht. Davon haben fast 49 Tsd. Personen eine Beeinträchtigung. Im Spektrum der 
Antworten sind alle Arten von Beeinträchtigungen genannt. 
 
Haupterhebung in Privathaushalten – Feldstart und aktueller Stand 
Die Ergebnisse der Screeningerhebung sind eine hervorragende Basis für die Ziehung einer Stichprobe von 
Menschen mit und ohne Beeinträchtigung in den Haushalten. Aus den ermittelten Personen wurde eine 
Stichprobe gezogen, die kontaktiert und anschließend zu ihrem Leben, ihren Teilhabemöglichkeiten und -
grenzen befragt wird. Für die Teilhabebefragung waren dabei wesentliche Fragen zu beantworten: Nach 
welchen Kriterien müssen die zu befragenden Personen ausgewählt werden, um die Anforderungen der 
Studie zu erfüllen? Wie sind die ausgewählten Personen anzusprechen, um sie zu einer Teilnahme an der 
Teilhabebefragung zu motivieren? Denn nur ein Teil der zu befragenden Personen hatte zuvor bereits 
selbst an der Screening-Erhebung teilgenommen und so ihre Unterstützung für die Teilhabestudie gezeigt. 
Und was müssen die Interviewer bei der Kontaktaufnahme sowie der Durchführung der Befragung bei 
einer diversen Zielgruppe beachten? Der vorliegende Bericht stellt dar, welche Aspekte bei der Auswahl der 
zu befragenden Personen berücksichtigt wurden, wie diese Personen und deren Haushalte angesprochen 
wurden und wie die Interviewerinnen und Interviewer auf den Kontakt mit den Befragungspersonen 
sowie die Durchführung der Befragung vorbereitet wurden. 
 
Seit November 2018 findet die Haupterhebung in Privathaushalten statt. Im Herbst/Winter 2019 soll sie 
abgeschlossen werden. Bis Juni 2019 wurden bereits 11.410 Personen in Privathaushalten befragt. Darunter 
sind 7.173 Personen mit Beeinträchtigungen sowie 4.237 Personen ohne Beeinträchtigung.  
 
Barrierefreie Erhebung- Fragebogen und Erhebungsmethoden 
Inhaltlich orientiert sich das analytische Konzept der Teilhabebefragung am bio-psycho-sozialen Modell, 
das der „International Classification of Functioning, Disability and Health” – kurz ICF – zugrunde liegt 
(WHO 2001). Das Handeln der Menschen wird danach durch ein Zusammenwirken biologischer 
Voraussetzungen, persönlicher Merkmale und sozialer Faktoren geprägt. Auch die Teilhabebefragung 
richtet sich an diesem Grundmodell aus. Entsprechend greift der Fragebogen Gesundheitsprobleme sowie 
Schädigungen von Körperfunktionen und -strukturen auf, erhebt Umwelt- und personenbezogene 
Faktoren und richtet sich so auf die Beantwortung der Frage nach Teilhabemöglichkeiten der Menschen.  
 
Die Erfassung der Teilhabe richtet sich auf wesentliche Lebensbereiche: Wohnen, Selbstversorgung und 
häusliches Leben, Mobilität und Kommunikation, Teilhabe in Freizeit und Kultur, soziale Einbindung und 
Selbstbestimmung der Person, politische Teilhabe, Aspekte von Gesundheit und Gesundheitsversorgung, 
Teilhabe an Bildung und Erwerbstätigkeit sowie auch die soziale und Einkommenssituation. Eine 
ausführliche Darstellung der Inhalte der Befragung, der Einbindung betroffener Personen bei der Testung 
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Für die Entwicklung des Fragebogens waren anspruchsvolle methodische Anforderungen umzusetzen. Ein 
ganz wichtiges Ziel war, alle Befragungsgruppen in ihrer Verschiedenheit wahrzunehmen und angemessen 
in die Studie einzubeziehen. Keine Person soll wegen ihrer Beeinträchtigung von der Befragung 
ausgeschlossen werden. Daher erfolgt die Befragung mit unterschiedlichen Erhebungsmethoden und 
technischen Unterstützungsmöglichkeiten, die es allen Betroffenen unabhängig von der Art der 
Beeinträchtigung erlaubt, mitzuwirken. 
 
Bei der Entwicklung und Umsetzung der Erhebungsmethoden und der technischen 
Unterstützungsmöglichkeiten wurden unter anderem Erkenntnisse berücksichtigt, die in 
Pretestinterviews im Vorfeld der Befragung gewonnen wurden. Während im 2. Zwischenbericht 
(Steinwede et al., 2018) die inhaltlichen Aspekte des Fragebogens im Mittelpunkt stehen und methodische 
Aspekte weniger detailliert beleuchtet wurden, geht der vorliegende Bericht ausführlich auf die 
methodischen Anforderungen und die Umsetzung des barrierefreien Fragebogens der Teilhabebefragung 
ein. 
 
Befragung in Einrichtungen - Stichprobenkonzept 
Die Teilhabestudie hat das Ziel, die Teilhabemöglichkeiten von Menschen mit Beeinträchtigungen in 
verschiedenen Lebensbereichen umfassend abzubilden. Angestrebt wird eine repräsentative Erhebung, 
unabhängig davon, wie und wo die betroffenen Menschen wohnen. Die Befragung von Menschen in 
Privathaushalten erfasst dabei nur einen Teil der Grundgesamtheit der Menschen mit Beeinträchtigungen. 
Alle Personen, die dauerhaft in einer Einrichtung der Eingliederungshilfe oder der Altenpflege leben, 
bilden den zweiten Teil der Grundgesamtheit. Für die Befragung von Bewohnerinnen und Bewohnern in 
Einrichtungen wurde eine separate zweite Teilstudie aufgesetzt. Das Ziel dieser Befragung besteht darin, 
5.000 Interviews mit Menschen mit Beeinträchtigungen zu führen. 
 
Für die Befragung von Bewohnerinnen und Bewohnern in Einrichtungen wird eine repräsentative 
Stichprobe von Einrichtungen zusammengestellt. Basierend auf den Gesetzesänderungen durch die 
Reform des Sozial- und Rehabilitationsrechts im Rahmen des „Gesetzes zur Stärkung der Teilhabe und 
Selbstbestimmung von Menschen mit Behinderungen“ (kurz: Bundesteilhabegesetz (BTHG)) von der 
einrichtungszentrierten hin zur personenzentrierten Leistungserbringung wurde das im 1. 
Zwischenbericht (Schröder et al., 2017) vorgestellte Konzept für die Einrichtungsstichprobe entsprechend 
angepasst. Neben den vollstationären Wohnheimen wurde nun auch das von Einrichtungen angebotene 
betreute Wohnen (auf Basis eines Wohn- und Betreuungsvertrages) in der Stichprobe berücksichtigt. Die 
Erhebung deckt damit alle Einrichtungsformen ab. Die Befragung erfolgt bundesweit voraussichtlich in 
rund 1.000 Einrichtungen. Durchschnittlich werden 5 Personen je Einrichtung befragt.  
 
Die Auswahl der zu befragenden Personen in den Einrichtungen erfolgt dabei in einem mehrstufigen 
Auswahlprozess. Wie bei der Befragung von Menschen mit und ohne Beeinträchtigungen in 
Privathaushalten wird auf der ersten Auswahlstufe zunächst eine Regionalauswahl vorgenommen. Dabei 
wurden 309 Gemeinden mit insgesamt 341 Sample Points nach statistischen Kriterien gezogen. Auf der 
zweiten Auswahlstufe erfolgte dann die Ziehung einer Stichprobe von Einrichtungen in diesen 
Gemeinden. Auf der dritten Stufe werden schließlich Personen in den Einrichtungen nach einem 
vorgegebenen Zufallsverfahren ausgewählt. Der vorliegende Bericht stellt das für die Befragung in 









1. Die Befragung in Privathaushalten - Ergebnisse 
der Screening-Erhebung  
 
1.1 Der Endstand der Gemeindestichprobe 
Die Erhebung der Teilhabestudie richtet sich auf eine große Vielfalt von Personen. Sie muss Aussagen für 
ganz unterschiedliche Gruppen von Menschen treffen können, unabhängig von Beeinträchtigungen, 
sozialer Lage und unabhängig davon, wo und wie die Menschen leben. Diesen Anforderungen muss das 
Untersuchungskonzept auf mehreren Dimensionen gerecht werden. Das gilt sowohl für den Fragebogen 
und die Erhebungsmethodik als auch in ganz besonderer Weise für das Stichprobenkonzept.   
 
Die Grundgesamtheit der Repräsentativerhebung bilden alle Personen im Alter von 16 bis 79 Jahren in 
Deutschland. Diese Altersgruppe umfasst rund 71 Millionen Menschen. Um den Zugang zu Menschen mit 
einer Beeinträchtigung bzw. Behinderung zu finden, werden zwei Teilstudien durchgeführt: eine 
Befragung von 16.000 beeinträchtigten und 5.000 nicht beeinträchtigten Menschen in Privathaushalten 
sowie eine Erhebung bei 5.000 Betroffenen, die in einer Einrichtung der Eingliederungshilfe bzw. in einem 
Pflegeheim leben. In den folgenden Abschnitten konzentrieren wir uns auf die Befragung in Haushalten. 
 
Eine besondere Herausforderung für die Stichprobenauswahl bildet die Frage, wie und wo Menschen mit 
einer Beeinträchtigung leben und befragt werden können. An dieser Stelle bringen wir in Erinnerung, dass 
die Studie nicht auf den Kreis der amtlich anerkannten Schwerbehinderten, die prinzipiell über 
Versorgungsämter erreichbar wären, begrenzt ist. Vielmehr ist der Kreis der Beeinträchtigten gemäß des 
ICF-Modells weit gefasst. Er schließt Personen ein, die eine funktionale Beeinträchtigung haben, die 
zusammen mit Barrieren der Umwelt und mit psycho-sozialen Faktoren die Teilhabe einschränken. Diese 
Beeinträchtigungen werden von den Betroffenen subjektiv wahrgenommen und müssen noch keineswegs 
„amtlich“ sein. Auch drohende Behinderungen können das Leben und die Teilhabe der Betroffenen 
erheblich einschränken. 
 
Eine zentrale Anforderung an das Untersuchungskonzept ist nun, jene Menschen mit einer 
Beeinträchtigung aufzufinden und zu befragen. Im 2. Zwischenbericht der Repräsentativerhebung vom 
August 20181 wurde die Stichprobenbildung für die Befragung in Haushalten bereits detailliert 
beschrieben. Im Folgenden werden die wesentlichen Schritte noch einmal in aller Kürze dargelegt, damit 
der empirische Befund der sogenannten Screening-Erhebung eingeordnet werden kann: 
 
– In einem ersten Auswahlschritt wurden 250 Gemeinden mit insgesamt 285 Sample Points ausgewählt, in 
denen die Erhebung stattfindet. Die Auswahl stellt sicher, dass die Bundesländer, die verschiedenen 
Ortsgrößen und die Stadt-Land-Verteilung wie in der Grundgesamtheit aller Gemeinden repräsentiert 
sind. 
– In den ausgewählten Gemeinden wurde eine Stichprobe aus den Einwohnermeldedaten angefordert.  
– Von insgesamt 248 Gemeinden wurde eine Einwohnermeldestichprobe mit insgesamt 355.243 Namen 
und Adressen bereitgestellt.  
– Diese Personen bilden eine Verbindung zu Haushalten, in denen sie leben. Die zufällig gezogenen 
Personen, die man mit der Einwohnermeldestichprobe gewonnen hat, bezeichnet man daher auch als 
„Ankerpersonen“ für einen Haushalt.  
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– Diese Ankerpersonen wurden angeschrieben und über Auskünfte für die Haushaltsmitglieder gebeten. 
Insbesondere stand im Fokus, ob und welche Beeinträchtigungen bei den Haushaltsmitgliedern 
vorliegen. Der Fachbegriff für diese Suche nach einem bestimmten Teil der Bevölkerung in den 
Haushalten heißt „Screening“.   
Das Ergebnis der Screeningerhebung bildet schließlich die Grundlage für die Ziehung einer Stichprobe von 
Menschen mit und ohne Beeinträchtigung, die für die eigentliche Teilhabebefragung eingesetzt wird. Wie 
gut bildet dieses gestufte Auswahlverfahren die Grundgesamtheit der Studie und die spezielle Zielgruppe 
der Menschen mit einer Behinderung ab? Eine Antwort darauf geben die Ausführungen in den 
nachfolgenden Abschnitten. 
 
1.2 Das Ergebnis der bundesweiten Screening-Erhebung 
Die Einwohnermeldestichprobe aus 248 Gemeinden – in der folgenden Tabelle nach Bundesländern und 
Gemeindegrößenklassen dargestellt – weist eine gute strukturelle Übereinstimmung mit der 
Grundgesamtheit auf. Geringere Abweichungen zeigen sich nur bei der Gemeindegrößenklasse. Diese sind 
darauf zurückzuführen, dass in kleineren Gemeinden nicht die gleiche Menge an Adressen angefordert 
werden konnte wie in größeren Gemeinden.  
 
Die Tabelle sagt insgesamt aus: Beeinträchtigte Menschen werden in der Haupterhebung der 
Teilhabestudie in allen Bundesländern, in Stadt und Land, in Großstädten wie in kleinen Gemeinden 
befragt. Die Stichprobe repräsentiert die Grundgesamtheit der 16- bis 74-Jährigen fast perfekt. Sie bildet 
eine ideale Grundlage für den nächsten Auswahlschritt: die Screening-Erhebung. 
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Tabelle 1  Verteilungen von Grundgesamtheit und Einwohnermeldestichprobe nach 
Bundesländern und Gemeindegrößenklassen (Endstand mit 248 Gemeinden) 
 Grundgesamtheit 





Gesamt  71.295.170 100,0  100,0 100,0 
Bundesland abs. in % in % in %  
1. Schleswig-Holstein 2.488.137 3,5 3,2 -0,3 
2. Hamburg 1.542.536 2,2 2,3 0,1 
3. Niedersachsen 6.859.534 9,6 9,8 0,2 
4. Bremen 584.692 0,8 1,2 0,4 
5. Nordrhein-Westfalen 15.459.230 21,7 23,3 1,6 
6. Hessen 5.334.404 7,5 7,7 0,2 
7. Rheinland-Pfalz 3.533.115 5,0 4,3 -0,7 
8. Baden-Württemberg 9.355.012 13,1 13,2 0,1 
9. Bayern 11.124.856 15,6 14,9 -0,7 
10. Saarland 884.776 1,2 1,1 -0,1 
11. Berlin 3.038.679 4,3 4,6 0,2 
12. Brandenburg 2.175.938 3,1 3,0 -0,1 
13. Mecklenburg-
Vorpommern 
1.418.268 2,0 1,5 -0,5 
14. Sachsen 3.582.639 5,0 4,8 -0,2 
15. Sachsen-Anhalt 1.997.597 2,8 2,9 0,1 
16. Thüringen 1.915.757 2,7 2,4 -0,3 
Gemeindegrößenklasse abs. in % in % in % 
unter 2.000 1.300.402 1,8 0,7 -1,1 
2.000 bis unter 5.000 1.860.477 2,6 2,0 -0,6 
5.000 bis unter 20.000 6.177.993 8,7 7,9 -0,8 
20.000 bis unter 50.000 7.858.884 11,0 10,6 -0,4 
50.000 bis unter 100.000, 
Rest 
5.559.936 7,8 6,9 -0,9 
50.000 bis unter 100.000, 
Kern 
1.557.366 2,2 2,3 0,1 
100.000 bis unter 500.000, 
Rest 
10.544.926 14,8 14,6 -0,2 
100.000 bis unter 500.000, 
Kern 
10.666.470 15,0 16,4 1,4 
500.000 und größer, Rest 6.866.418 9,6 9,9 0,3 
500.000 und größer, Kern 18.902.298 26,5 28,8 2,3 
Quelle:   Stichprobendatei Teilhabestudie, Stand 15.08.2018 
Erläuterung zu den Begriffen „Kern“ und „Rest“: Gemeinden gehören zum „Kern“-Bereich, wenn die Einwohner-/Arbeitsplatzdichte 1.000 
oder mehr je qkm beträgt. Gemeinden gehören zum „Rest“-Bereich (auch: Verdichtungs-, Übergangs,- oder Peripherer Bereich), 
wenn  die Einwohner-/Arbeitsplatzdichte weniger als 1.00 0 je qkm beträgt.  
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Die Screening-Erhebung wurde – als Vorbefragung in Haushalten – zwischen Mai und September 2018 
durchgeführt. Auf Basis der Einwohnermeldestichprobe wurden insgesamt 300.246 Personen 
stellvertretend für ihre Haushalte angeschrieben und um die Teilnahme an der Befragung zum Haushalt 
gebeten. Personen, die nicht antworteten, wurden wiederholt angeschrieben und mit verschiedenen 
Argumenten zur Teilnahme ermutigt. Um jeder Person die Teilnahme an der Screening-Erhebung zu 
ermöglichen – unabhängig von der Art und Schwere einer möglichen Beeinträchtigung – konnten die 
Betroffenen wählen, mit welcher Methode sie sich beteiligen: schriftlich mittels eines Papierfragebogens, 
online mit einem elektronischen Fragebogen im Internet oder telefonisch im Rahmen eines Interviews, 
das von einem geschulten Interviewer geführt wurde. 
 
Die Screening-Erhebung diente allein dem Zweck, die für die Stichprobenbildung relevanten Daten in den 
Haushalten zu ermitteln. Die bei einem solchen Erhebungsweg maximal bestehenden  Möglichkeiten der 
Informationsgewinnung wurden dabei ausgeschöpft. Dies galt insbesondere mit Blick auf die Sensibilität  
der Informationen zu möglichen Beeinträchtigungen von Haushaltsmitgliedern.  
 
Eingesetzt wurde ein vierseitiger Fragebogen, der jeweils Angaben über alle im Haushalt lebenden 
Personen erfasste. Für den gesamten Haushalt und alle darin lebenden Personen wurden dabei folgende 
Merkmale ermittelt: 
 
– Geschlecht aller Personen im Haushalt 
– Geburtsjahr und -monat aller Personen im Haushalt 
– höchster Schulabschluss (vier Kategorien)aller Personen im Haushalt 
– Erwerbsstatus aller Personen im Haushalt (Erwerbstätig Vollzeit/Teilzeit, in 
Schule/Ausbildung/Studium, nicht erwerbstätig, in Rente) 
– vorliegende Beeinträchtigungen für alle Personen im Haushalt (beim Sehen, Hören, Sprechen, Bewegen, 
Lernen/Denken/Erinnern/ Orientieren, seelische/psychische Probleme, Suchterkrankung, Schmerzen, 
andere dauerhafte gesundheitliche Beeinträchtigungen) 
– Vorliegen einer anerkannten Behinderung oder Erwerbsminderung für alle Personen im Haushalt 
– Inanspruchnahme von finanzieller Unterstützung aufgrund einer Behinderung für alle Personen im 
Haushalt 
– Inanspruchnahme von Pflegeleistungen/Pflegegrad für alle Personen im Haushalt. 
In Übereinstimmung mit dem SGB IX wurden dabei Angaben über Beeinträchtigungen erbeten, die sechs 
Monate und länger andauern bzw. drohen anzudauern. Personen mit solchen Beeinträchtigungen oder 
Erkrankungen kommen grundsätzlich für die Stichprobenauswahl für die Hauptbefragung in Betracht. Die 
Screening-Erhebung ebnete den Weg zu Haushalten, in denen mindestens ein Mensch mit einer 
Beeinträchtigung lebt. Zudem wurde auf diesem Wege in Erfahrung gebracht, in welchen und wie vielen 








Bis September 2018 beteiligten sich insgesamt 66.472 Haushalte, also fast 22 Prozent aller angeschriebenen 
Haushalte an dieser Vorerhebung. Diese Haushalte gaben Auskunft über 137.455 Personen ab 16 Jahren in 
diesen Haushalten. Die ermittelte durchschnittliche Haushaltsgröße liegt bei 2,1 Personen. Dies entspricht 
in etwa den Erwartungen bei der Konzeption der Screening-Erhebung. Für diese 137.455 Personen liegen 
nun Auskünfte über ihre soziodemografischen Merkmale sowie zu ihren Beeinträchtigungen und 
Behinderungen vor. Darüber hinaus besteht bei einer Einwohnermeldestichprobe auch Klarheit über 
regionale Merkmale, z.B. über Gemeindegrößen oder eine Stadt-Land-Kennung, also über Indikatoren zu 
örtlichen Infrastrukturen. 
Abbildung 1 Ergebnis der Screening-Erhebung in Privathaushalten der Bundesrepublik 
 
1.3 Soziodemografische und regionale Merkmale  
Die statistische Prüfung der Screening-Erhebung zeigte ein repräsentatives Ergebnis. Gemessen an den 
Verteilungen der Einwohnermeldestichprobe waren beim Screening-Ergebnis kaum Verzerrungen 
beobachtbar. Die Struktur der realisierten Stichprobe entsprach der eingesetzten Stichprobe. Es gab also 
keine Personengruppen mit bestimmten soziodemografischen Merkmalen, die systematisch an der 
Vorerhebung nicht teilgenommen hatten. Alle Bevölkerungsgruppen wurden mit der Screening-Erhebung 
erfasst; keine Personengruppe wurde ausgeschlossen oder untererfasst.  
 
Da die Ergebnisse der Teilhabebefragung stellvertretend für ganz Deutschland stehen sollen, ist auch die 
regionale Verteilung der Teilnehmenden entscheidend. Erfreulicherweise verteilen sich die teilnehmenden 
Personen fast perfekt entsprechend der Einwohnermeldestichprobe über ganz Deutschland. Es gab kaum 
Abweichungen bei der Verteilung nach Bundesländern oder Ortsgrößen. Die soziodemografischen und 
regionalen Merkmale der teilnehmenden Personen bildeten also die Einwohnermeldestichprobe gut ab.  
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1.4 Angaben zu Beeinträchtigungen  
In der Screening-Erhebung wurde für jede Person, die im Haushalt lebt, nach Beeinträchtigungen oder 
Erkrankungen gefragt, die länger als sechs Monate andauern oder voraussichtlich andauern werden. Diese 
Formulierung entspricht der Begriffsbestimmung im Neunten Buch Sozialgesetzbuch (§ 2 SGB IX). Die 
Angaben zu den Beeinträchtigungen basieren auf subjektiven Auskünften und Einschätzungen der 
Befragungsteilnehmerinnen und -teilnehmer, nicht auf objektiven Angaben wie z.B. medizinischen 
Messungen oder Diagnosen. Die Befragungsteilnehmerinnen und -teilnehmer gaben nicht nur über eigene 
Beeinträchtigungen Auskunft, sondern auch über die Beeinträchtigungen der anderen Personen im 
Haushalt. Bei solchen Angaben über andere Personen handelt es sich um sogenannte Fremdauskünfte.  
 
Für jede Person im Haushalt konnten mehrere Beeinträchtigungen angegeben werden. Von den 137.455 
Personen, die sich auf die 66.473 Haushalte verteilten, haben laut Screening-Erhebung 65 Prozent gar keine 
Beeinträchtigung (n=88.859). 35 Prozent der gelisteten Personen haben mindestens eine Beeinträchtigung 
(n=48.596). Darunter sind alle Beeinträchtigungen vertreten, auch solche, die seltener vorkommen (z.B. 
Beeinträchtigungen beim Sprechen oder Hören) oder bei denen möglicherweise Hemmungen bestehen 
könnten, diese Beeinträchtigungen zu nennen (z.B. Beeinträchtigungen der Psyche oder beim Denken, 
Lernen, Erinnern oder Orientieren im Alltag). 
Abbildung 2 Screening-Ergebnis: Anzahl von Personen mit irgendeiner Beeinträchtigung 
 
 
Von den 48.596 Personen mit einer Beeinträchtigung haben jeweils über 20.000  
 
– eine Beeinträchtigung beim Bewegen (und zum Teil noch weitere Beeinträchtigungen), 
– eine Beeinträchtigung durch Schmerzen (und zum Teil noch weitere Beeinträchtigungen) oder  
– andere Beeinträchtigungen (und zum Teil noch weitere Beeinträchtigungen).  
Auch für alle anderen Beeinträchtigungen werden jeweils Personen in einer beachtlichen Größenordnung 
genannt. So sind unter den 48.596 beeinträchtigten Personen 9.195 Personen mit einer 
Sehbeeinträchtigung, 8.336 Personen mit einer seelischen oder psychischen Beeinträchtigung sowie 5.025 
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Personen mit Hörbeeinträchtigungen. Darüber hinaus liegen Angaben über 4.618 Personen mit 
Beeinträchtigungen beim Lernen, Denken, Erinnern oder Orientieren im Alltag vor. Für 2.051 Personen 
werden Probleme beim Sprechen angegeben. Für 1.729 Personen wurden Beeinträchtigungen durch 
Alkohol, Drogen oder Medikamente angegeben. Für 25.027 Personen wird eine chronische Erkrankung 
angegeben wird. Dies ist insofern bemerkenswert, weil damit auch der Personenkreis, dem der Eintritt 
einer Behinderung droht, mit einer großen Fallzahl repräsentiert ist. Oft werden diese chronischen 
Erkrankungen zusammen mit weiteren Beeinträchtigungen genannt. Als Fazit lässt sich festhalten, dass 
alle Arten von Beeinträchtigung mit einer großen Personengruppe vertreten sind. Wie erwartet sind damit 
die Voraussetzungen für die Stichprobenziehung für die eigentliche Teilhabebefragung bestens erfüllt. 
Abbildung 3 Screening-Ergebnis: Erfasste Beeinträchtigungen 
 
 
Neben den funktionalen Beeinträchtigungen wurden in der Screening-Erhebung auch einige Angaben zu 
amtlich anerkannten Behinderungen bzw. einem Pflegestatus erfragt. So haben 21.315 Personen eine 
anerkannte Behinderung oder Erwerbsminderung, 5.019 Personen erhalten finanzielle Hilfen oder 
anderweitige Unterstützung aufgrund ihrer Behinderung und 4.392 Personen erhalten Pflegeleistungen 
oder haben einen Pflegegrad. Bei diesen Angaben handelt es sich um sich ergänzende Mehrfachangaben, 
die sich gegenseitig nicht ausschließen. Auf eine Person können durchaus zwei oder mehr Angaben 
zutreffen. 
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Insgesamt bietet die Screening-Erhebung eine sehr gute Stichprobenbasis für die Durchführung der 
Haupterhebung in den Privathaushalten. Die soziodemografischen und regionalen Merkmale der 
Personen in den Haushalten bilden die Einwohnermeldestichprobe gut ab. Und noch wichtiger: Für alle 
Beeinträchtigungsarten sind genügend Personen bekannt, die in der Haupterhebung zu ihrem Leben und 
ihren Teilhabemöglichkeiten und -grenzen befragt werden können. 
 
2. Die Haupterhebung in Privathaushalten – 
Feldvorbereitung, Feldstart und aktueller Stand 
 
Mit dem Ergebnis der Screening-Erhebung der Teilhabestudie liegt eine bisher in der Bundesrepublik 
einzigartige Datenbasis vor, die eine Fülle vormals nicht erhältlicher Informationen umfasst. Damit 
erfüllten die Ergebnisse der Screening-Erhebung sowohl vom Umfang als auch von der 
Informationsqualität her ihren eigentlichen Zweck: als Basis für eine Stichprobenziehung von Personen in 
Privathaushalten zu dienen.  
 
Trotz des umfassenden Charakters der vorliegenden Datenbasis müssen für den weiteren 
Forschungsverlauf der Teilhabestudie stets die Grenzen der Screening-Informationen im Blick bleiben. 
Vor allem spielt hier der Aspekt der Genauigkeit der erzielten Informationen eine Rolle. Der 
Screeningbogen erlaubt nur eine grobe Kategorisierung von Merkmalen. In dem vierseitigen 
Haushaltsbogen war beispielsweise keine exakte Abfrage zum Grad von Beeinträchtigungen und auch 
entsprechender Alltagseinschränkungen möglich. Eine solche Abfrage hätte den Umfang des 
Haushaltsscreenings gesprengt und wäre auch nicht auf Akzeptanz in den gut 300.000 Haushalten 
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gestoßen, die adressiert worden waren.2 Auch muss stets bewusst bleiben, dass die Informationen teilweise 
nicht von beeinträchtigten Personen selbst, sondern von anderen Haushaltsmitgliedern gegeben wurden. 
Es handelt sich bei den Screening-Informationen um subjektive Zuschreibungen und zu einem nicht 
unerheblichen Teil eben auch um sogenannte Fremdauskünfte.  
 
Die Screeningerhebung dient lediglich der Auswahl der zu befragenden Personen. Sie kann nicht die 
Befragung jeder einzelnen Person und eine differenzierte Erfassung ihrer Beeinträchtigungen und der 
gesellschaftlichen Teilhabe ersetzen. Grundsätzlich durchläuft jede Person im Interview einen Block zur 
Feststellung von Beeinträchtigungen und deren Auswirkung auf die täglichen Verrichtungen und die 
Teilhabe. Es liegt im Verfahren begründet, dass es im Rahmen der ausführlichen Interviewgespräche in 
den Haushalten nicht nur Bestätigungen, sondern auch Modifikationen und Korrekturen der 
Screeninginformationen geben kann. Das führt dazu, dass für einige Personen, für die während des 
Haushalts-Screenings keine Beeinträchtigung genannt wurde, im differenzierteren Interviewgespräch 
dann Beeinträchtigungen ermittelt werden. Bei anderen Personen hingegen kann sich der Zustand in die 
andere Richtung verändern, sei es, weil sich der Zustand verbessert hat (z.B. durch eine zwischenzeitliche 
Genesung nach Erkrankung oder einem Unfall) oder weil eine Drittpersonenauskunft nicht korrekt war.  
 
Die Informationen aus der Screening-Erhebung bilden mithin nicht mehr als einen wichtigen 
Zwischenschritt. Unter den gegebenen Bedingungen mussten aber mit diesen Informationen aus dem 
Haushalts-Screening zwei zentrale Aufgaben im Rahmen des Forschungsvorgehens gelöst werden: 
 
– Wie können die Interviewerinnen und Interviewer an die „richtige“ Befragungsperson im Haushalt 
gelangen?  
– Und wie ist der Datenbestand des Haushalts-Screening dafür optimal zu nutzen?   
Dabei lassen sich drei Schritte unterscheiden, die auch wesentliche vorbereitende Schritte für die 
Haupterhebung sind: 
 
– Die Ziehung einer geschichteten Einsatzstichprobe für die Haupterhebung auf Basis der mit dem 
Screening erzielten Haushaltsdaten. 
– Der Einsatz kommunikativer Brücken in die Haushalte hinein – mittels gezielter Adressierung der in der 
Stichprobe gezogenen Haushalte. 
– Eine ausführliche Schulung der Interviewerinnen und Interviewer, die in die Haushalte gehen, 
insbesondere zur Kontaktierung und zum Umgang mit den Befragungspersonen. 
2.1 Geschichtete Einsatzstichprobe für die Haupterhebung 
Für die Ziehung der Einsatzstichprobe zur Felderhebung in den Privathaushalten war zentral zu 
berücksichtigen, dass später tatsächlich Menschen mit ganz verschiedenen Beeinträchtigungen sowie auch 
Personen mit selteneren Beeinträchtigungen befragt werden.3 Wenn „seltene“ oder „kleine“ Gruppen in 
einer Erhebung auf keinen Fall vernachlässigt werden sollen und wenn zudem die Streuung von 
Merkmalen in der Grundgesamtheit als hoch angenommen wird (wie im vorliegenden Falle beispielsweise 
die erfassten Beeinträchtigungen), erweist sich die sogenannte Schichtung bei Stichprobenverfahren als 
eine bewährte Methode.4 Dazu muss die Möglichkeit bestehen, die interessierenden Elemente der 
                                                                    
 
2 Entsprechende Informationen zum Grad von Beeinträchtigungen und Alltagseinschränkungen werden im Fragebogen der Haupterhebung 
detailliert eingeholt. 
3 Zudem  war für die Bildung der Einsatzstichprobe auch die disproportionale Vorgabe bei den Altersgruppen in den Blick zu nehmen. 
4 Geschichtete Zufallsstichproben bieten zentrale Vorteile: Beispielsweise können die Randverteilungen der interessierenden 
Bevölkerungsgruppe (Grundgesamtheit) besser geschätzt werden. Disproportionale Schichtungen dienen dazu, die Randverteilungen 
solcher Gruppen „besser“ (im Sinne von kleinerem Stichprobenfehler) schätzen zu können. Auch kann man mit Schichtungen 
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Grundgesamtheit separat nach Gruppen oder Klassen (die „Schichten“) auswählen zu können, für jede 
Stichprobeneinheit muss mithin eine entsprechende Schichtzugehörigkeit bekannt sein. Mit den 
Informationen des Haushalts-Screenings waren solche Bedingungen gegeben. Eine geschichtete 
Stichprobe gliedert also die Ausgangsinformation in Gruppen oder Klassen (die „Schichten“) ein. In jeder 
Schicht wird dann eine Zufallsstichprobe gezogen, weshalb der generelle Pfad der Zufallsstichprobe mit 
dem Verfahren beibehalten wird.5 Für die Teilhabestudie wurden für die Gesamtheit der 137.671 
Personeninformationen aus dem Haushalts-Screening Gruppen oder Schichten gebildet, aus denen jeweils 
Zufallsstichproben für einzelne Schichten gezogen wurden. Dabei wurde zum einen nach regionalen bzw. 
soziodemografischen Merkmalen geschichtet, zum anderen nach Bundesländern, Altersgruppen und 
Geschlecht. Besonders wichtig waren im vorliegenden Fall Schichtungen nach den Informationen zu 
Beeinträchtigungen. Da in der Haupterhebung mehr Menschen mit Beeinträchtigungen befragt werden 
sollen als Menschen ohne Beeinträchtigungen, wurden einerseits mehr Menschen mit Beeinträchtigungen 
für die Haupterhebung ausgewählt als Menschen ohne Beeinträchtigungen. Darüber hinaus wurden auch 
bestimmte einzelne Beeinträchtigungen, die aus der Screening-Erhebung bekannt waren, genau in den 
Blick genommen. So wurden Personengruppen mit selteneren Beeinträchtigungen für die zufällige 
Ziehung überproportional berücksichtigt. Dadurch wird sichergestellt, dass später bei der Datenanalyse 
genügend Interviewfälle aus solchen „seltenen Schichten“ zur Verfügung stehen. 
 
2.2 Kommunikative Brücke in die Haushalte hinein: Anschreiben, Begleitschreiben und 
Datenschutzblatt 
Alle für die Einsatzstichprobe gezogenen Haushalte wurden zum Feldstart erneut schriftlich adressiert.6 
Für alle in die Einsatzstichprobe gezogenen Haushalte ergab sich mit diesem Anschreiben somit ein 
zweiter Kontakt.7 Mit den Anschreiben wurden die Vor-Ort-Besuche der Interviewerinnen und 
Interviewer im Rahmen der Haupterhebung vorbereitet. Dies ist bei Studien, in denen man vor der 
Befragung über eine Adresse und entsprechende Kontaktmöglichkeit verfügt, das bewährte methodische 
Verfahren zur Akzeptanzförderung.  
 
Um Menschen mit und ohne Beeinträchtigungen gleichermaßen in der Haupterhebung ansprechen zu 
können, wurde für die Felderhebung wieder auf den Studientitel aus der Screening-Erhebung Bezug 
genommen. Dieser heißt: „Die Befragung von Menschen mit und ohne Behinderungen“. Mit diesem 
Studientitel sieht sich auch die Vergleichsgruppe der nicht beeinträchtigten Personen angesprochen.  
 
In den Anschreiben wurde jeweils die Ankerperson im Haushalt adressiert. Diese persönliche Ansprache 
mit Haushaltsbezug („An den Haushalt von [Name Ankerperson], …“)  war sinnvoll, da die Personen in den 
Haushalten – gerade in größeren Haushalten – verstehen sollten, mit wem in der vorherigen Screening-
Erhebung der Kontakt bestand. Alle Interviewerinnen und Interviewer hatten auf Basis der 
Stichprobenziehung genaue Regeln, wer im Haushalt zu befragen sei. Denn diese Person war nicht immer 
die angeschriebene sogenannte Ankerperson, sondern oft auch eine andere Person, von der im besten Fall 
der Vorname, oft jedoch nur Namensbestandteile oder ein Pseudonym bekannt waren. 
 
Beigelegt war dem Anschreiben ein Begleitschreiben des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales, das, 
unterzeichnet vom Bundesminister Hubertus Heil, in seiner klaren und direkten Darlegung des 
Studienzwecks in dieser Kontaktphase zusätzlich für Akzeptanz sorgte. Ferner wurden die Anschreiben 
durch eine ausführliche Datenschutzerklärung ergänzt, welche die Kernaspekte des Datenschutzes noch 
                                                                                                                                                                                                                   
 
sicherstellen, dass auch kleinere Teilgruppen in einer ausreichenden Zahl in der zu erhebenden Stichprobe vertreten sind, um 
anschließend entsprechende Datenanalysen durchführen zu können. 
5 In der späteren Gewichtung bei der Analyse der erhobenen Befragungsdaten werden Schichtungen, sowie auch disproportionale Ansätze 
für Altersgruppen dann entsprechend berücksichtigt, um am Ende zu den sogenannten „repräsentativen“ Aussagen zu kommen. 
6 Die gesamte Kommunikation im Rahmen der Hauptbefragung wurde mit den zuständigen Stellen des Bundesministeriums für Arbeit und 
Soziales eng abgestimmt. 
7 Ein erster Kontakt hatte für diese Haushalte zuvor im Rahmen des Haushalts-Screenings stattgefunden. 
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einmal vermittelt: die Freiwilligkeit der Teilnahme an der Befragung, die Anonymität der Auswertung, die 
Nicht-Weitergabe von Daten, die eine Person erkennen lassen, an Dritte. Das Anschreiben, das 
Begleitschreiben des BMAS und die Datenschutzerklärung, die im Rahmen der Haupterhebung an die 
Privathaushalte versendet wurden, sind im Anhang dokumentiert. 
 
Im Rahmen der Kommunikation mit den Befragungshaushalten wurde zudem ein breites Netz an 
Unterstützungs- und Informationsmöglichkeiten für die zu befragenden Personen (sowie ihre 
Angehörigen und Mitbewohnerinnen und Mitbewohner) etabliert: eine kostenlose Hotline bei infas für 
jede Art von Rückfragen, ferner eine studieneigene E-Mailadresse, das Angebot ausführlicher 
Studieninformationen, insbesondere zur Barrierefreiheit auf der studienspezifischen infas-Homepage 
sowie entsprechende Informationen auch auf der BMAS-Homepage. Alle Informationsmöglichkeiten 
wurden den Haushalten in den Anschreiben offeriert und fanden – gerade in der Startphase der 
Haupterhebung – eine intensive Nutzung. 
 
2.3 Schulung der Interviewerinnen und Interviewer 
Alle für die Teilhabebefragung einsetzten Interviewerinnen und Interviewer wurden in 
studienspezifischen Schulungen intensiv auf die Durchführung der Befragung vorbereitet. Ab Oktober 
2018 wurden insgesamt 15 mehrtägige Interviewerschulungen durchgeführt. 
 
Den Interviewerinnen und Interviewern wurde dabei ein Überblick über die Studie gegeben (z.B. zum 
Auftraggeber, zu Hintergrund und Zielen der Studie sowie zum Design der Befragung und zur vorher 
erfolgten Screening-Erhebung). Sie wurden mit den Besonderheiten bei der Kontaktierung der Zielgruppe 
vertraut gemacht und lernten, was sie bei der praktischen Durchführung eines Interviews beachten 
müssen (z.B. Einsatz von Interviewmaterialien und Erhebungsdokumenten sowie Bedienung des 
Fragebogens). In Hinblick auf den Fragebogen lernten sie nicht nur den Gesamtablauf des 
Fragenprogramms kennen, sondern übten den praktischen Umgang mit dem Fragebogen und 
insbesondere mit Fragen mit besonderen Anforderungen. Ein wesentliches Ziel dieses Schulungsteils war 
der souveräne Umgang des Befragungspersonals mit den verschiedenen Erhebungsmethoden und 
Fragebogenvarianten.  
 
Ein beachtlicher Teil der Interviewerinnen oder Interviewer hat selbst Beeinträchtigungen oder kennt 
andere Personen mit Beeinträchtigungen. Häufig beschränken sich diese Erfahrungen aber auf bestimmte 
Beeinträchtigungsarten. Für die Teilhabebefragung ist es zentral, dass die Interviewerinnen und 
Interviewer unvoreingenommen und angemessen auf alle Personen mit unterschiedlichen 
Beeinträchtigungen zugehen und die Interviewgespräche sachgerecht und sensibel durchführen. Eine 
Sensibilisierung des Befragungspersonals in Hinblick auf die besonderen Anforderungen der Zielgruppe 
von Menschen mit Beeinträchtigungen fand vor allem in zwei besonders ausführlichen Schulungsteilen 
statt: in einem wurde die Kontaktierung und Motivierung der Zielgruppe trainiert, in dem anderen 
besondere Regeln der Gesprächsführung. 
 
Im Schulungsteil zur Kontaktierung und Motivation der Zielgruppe lernten die Interviewerinnen und 
Interviewer, wie sie mit Menschen mit bestimmten Beeinträchtigungsarten Kontakt aufnehmen und sich 
verständigen können (z.B. mit gehörlosen oder schwerhörigen Menschen), wie sie dritte Personen im 
Haushalt einbeziehen können (z.B. Angehörige oder gesetzliche Betreuer, die Fragen oder Vorbehalte 
formulieren) und wie sie beeinträchtigungs- oder krankheitsbedingte Vorbehalte gegen eine 
Befragungsteilnahme ausräumen. Teilnahmebarrieren bei Personen mit Beeinträchtigungen lassen sich in 
erster Linie dadurch ausräumen, dass die Interviewerinnen und Interviewer eine behinderungsgerechte 
Teilnahmemöglichkeit anbieten. Dafür müssen sie einerseits auf Zeichen achten, die einen besonderen 
Bedarf aufzeigen (z.B. wenn eine kontaktierte Person Verständnisschwierigkeiten oder 
Erschöpfungszeichen zeigt). Andererseits müssen sie auf Äußerungen von Befragten und deren 
Angehörigen achten, die darauf hinweisen, dass die Person besondere Anforderungen hat. Die Klärung, 
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welche Befragungsmethode und Fragebogenfassung für eine befragte Person geeignet ist, kann nur 
zusammen mit dieser Person selber und unter Umständen mit Begleit- oder Betreuungspersonen erfolgen. 
Das Ziel ist dabei stets eine möglichst vollständige und möglichst selbstständige Beantwortung der Fragen.  
 
Im Schulungsteil zur Gesprächsführung und zu den besonderen Regeln der Interviewdurchführung wurde 
herausgestellt, dass zwar weiterhin die in standardisierten Befragungen üblichen Regeln des 
standardisierten Interviewens gelten: Interviewerinnen und Interviewer müssen alle vorgesehenen Fragen 
vorlesen, wobei sie die Fragentexte nicht verändern oder erklären dürfen, da sonst bei jeder Person andere 
Informationen erhoben würden. Dennoch erfordert die Zielgruppe eine besondere Sensibilität. Die 
Interviewerinnen und Interviewer müssen ein Klima der Neutralität und Vertraulichkeit herstellen, damit 
alle Befragungspersonen aufrichtig über ihre – mitunter  
schwierigen – Erfahrungen und Lebenssituationen berichten. Die Interviewer müssen alle Fragen mit 
unvoreingenommener Haltung stellen, zugleich aber bemerken, wenn eine Befragungsperson aufgrund 
einer sensiblen Thematik einen Unwillen zu Antworten zeigt. Den Interviewerinnen und Interviewern 
wurde vermittelt, in diesem Fall nicht Nachzubohren, sondern eine Antwortverweigerung bei einzelnen 
Fragen in Kauf zu nehmen, um das Gespräch weiterzuführen. Thematisiert wurde auch der Umgang mit 
Menschen, die Leiden zum Ausdruck bringen, z.B. indem sie weinen, weil die Befragung sie an schwierige 
Lebenssituationen erinnert. In solchen Fällen dürfen Pausen angeboten werden, entweder kurze Pausen, 
wenn sich eine Befragungsperson rasch wieder fängt und zu einer Fortsetzung bereit ist oder das 
Interviewgespräch wird an einem anderen Tag fortgesetzt. Zentral war auch, dass die Interviewerinnen 
und Interviewer verinnerlichen, dass sie geduldig mit den Befragungspersonen umgehen müssen und 
diese keinesfalls unterbrechen oder bevormunden dürfen. Ein Umgang mit der zu befragenden Person auf 
Augenhöhe war nicht nur für die Kontaktierung, sondern auch für die Interviewdurchführung zentral. 
Dazu gehörte auch, dass auch beim Einbezug dritter Personen in die Befragung die Ansprache in erster 
Linie an die Befragungsperson selbst gerichtet wird. 
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3. Barrierefreie Erhebung - Fragebogen und 
Erhebungsmethoden  
 
3.1 Zentrale Gesichtspunkte der Fragebogenentwicklung 
Befragungen von Menschen mit Beeinträchtigungen sind aufgrund ihrer unterschiedlichen Lebenslagen 
und Beeinträchtigungen methodisch besonders anspruchsvoll. Für die Anlage einer solchen Studie ist es 
zentral, dass alle Befragtengruppen in ihrer Verschiedenheit wahrgenommen und angemessen in die 
Studie einbezogen werden. Ein repräsentatives Abbild der Lebenswelt von Menschen mit 
Beeinträchtigungen erfordert eine zielgruppengerechte Ansprache sowie Erhebungsverfahren. Niemand 
soll wegen einer Beeinträchtigung von der Befragung ausgeschlossen werden (Schröder et al. 2017). Im 2. 
Zwischenbericht (Steinwede et al. 2018)  wurde der Fragebogen der Teilhabestudie mit seinen inhaltlichen 
Dimensionen vorgestellt und dabei detailliert auf der Ebene von Modulen und Variablen beschrieben.8 Die 
folgenden Ausführungen fassen noch einmal zusammen, nach welchen methodischen Präliminarien und 
Kriterien der Fragebogen erstellt wurde.  
 
Eine standardisierte Befragung von Menschen mit Beeinträchtigungen muss dabei stets einen Mittelweg 
zwischen zwei Anforderungen finden: Einerseits soll der Einsatz verschiedener Erhebungsmethoden und 
Unterstützungsmöglichkeiten eine Befragung möglichst barrierefrei machen und individuelle Bedürfnisse 
berücksichtigen. Anderseits liegt es im Interesse einer breit angelegten Studie, im Sinne der 
Vergleichbarkeit von Fragen und Messoperationen ein gewisses Maß an Standardisierung nicht zu 
verlieren.9 Bei der Gestaltung eines barrierefreien Studiendesigns darf diese erforderliche Vergleichbarkeit 
zwischen verschiedenen Erhebungsvarianten nicht untergehen. Diesem Leitgedanken folgte die 
Teilhabebefragung.  
 
Zunächst war im Entwicklungsprozess dafür Sorge zu tragen, den Fragebogen an die unterschiedlichen 
Voraussetzungen und Anforderungen der Zielgruppe von Menschen mit Beeinträchtigungen anzupassen 
(Mitchell et al. 2006, 53). Diese Anforderung kann auch mit dem Begriff der Barrierefreiheit überschrieben 
werden. Wenngleich der Begriff Barrierefreiheit in Deutschland nicht einheitlich verwendet wird, umfasst 
er in der Regel zwei Komponenten, so auch nach dem Behindertengleichstellungsgesetz (BGG). Zum einen 
soll etwas vom Menschen Gemachtes (wie Kommunikation oder gestaltete Umwelt) "für einen 
unbestimmten Personenkreis" und "allgemein" gestaltet werden, sodass es gleichermaßen von Menschen 
mit und ohne Behinderung genutzt werden kann. Zum anderen umfasst der Begriff Barrierefreiheit häufig 
auch eine Gestaltung mit dem Ziel, individuelle Barrieren abzubauen, die bei einer bestimmten Person 
auftreten (Bundesfachstelle Barrierefreiheit o.J.). Der Fragebogen muss barrierefrei angelegt sein, also 
erstens allgemein, für Menschen mit und ohne Behinderungen, gestaltet sein und zweitens individuell 
angemessene Lösungen für einzelne Personen mit besonderen Anforderungen anbieten. 
 
3.2 Inhaltliche Aspekte der Barrierefreiheit 
                                                                    
 
8 Zur Erfassung von Beeinträchtigungen und von Einschränkungen im Alltag wird im Erhebungsinstrument die Stärke der funktionalen 
Beeinträchtigung erfasst, die trotz Nutzung von Hilfsmitteln besteht, sowie die Stärke der Einschränkung, die diese somatische, 
kognitive oder psychische Beeinträchtigung auf die Aktivitäten im Alltag hat, ermittelt. Die Erfassung der Teilhabe richtet sich auf 
wesentliche Lebensbereiche: Wohnen, Selbstversorgung und häusliches Leben, Mobilität und Kommunikation, Teilhabe in Freizeit und 
Kultur, die soziale Einbindung und Selbstbestimmung der Person, die politische Teilhabe, Aspekte von Gesundheit und 
Gesundheitsversorgung, die Teilhabe an Bildung und Erwerbstätigkeit sowie auch die soziale und Einkommenssituation. 
9 Im Rahmen einer standardisierten Befragung in Privathaushalten kann es Einzelfälle geben, für die weniger standardisierte 
Erhebungsverfahren (z.B. eine teilnehmende Beobachtung) möglicherweise geeigneter wären, um ihre Lebenslage zu erfassen. Dies 
kann zum Beispiel auf Menschen mit schweren kognitiven Beeinträchtigungen zutreffen, für die die in der standardisierten Befragung 
angebotenen Erhebungsmethoden und unterstützenden Maßnahmen unter Umständen nicht ausreichen, um die Befragung 
durchzuführen. 
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Vor dem Feldeinsatz in der Haupterhebung im Herbst 2018 wurde der Fragebogen im Frühjahr 2018 dazu 
mittels sogenannter kognitiver Pretests getestet. Dazu wurden Interviews mit verschiedenen 
Befragungspersonen mit Beeinträchtigungen durchgeführt. Auch wurden Teile des Fragebogens mit den 
betroffenen Personen in verschiedenen Varianten durchgegangen und unterschiedliche 
Frageformulierungen diskutiert. Diese Testungen sollten auch Aufschluss darüber geben, ob es in der 
Befragung heikle Themen gibt, die zu Antwortablehnungen führen könnten. Und ob die gestellten Fragen 
die Problemsituation der betroffenen Menschen auch hinreichend abdecken. Aus Sicht der Befragten, so 
der Befund der ausführlichen Vortestungen, deckte das Befragungsprogramm Lebensbereiche und 
Problemsituationen gut ab. Verständnisprobleme oder heikle Themenbereichen wurde nur vereinzelt 
reklamiert. Der Fragebogen wird von den Befragten in Privathaushalten gut und auch in gleicher Weise 
verstanden.  
 
Auf Basis der Erfahrungen aus den kognitiven Pretests wurde dann bei der finalen Gestaltung des 
Fragebogens eine Reihe von Aspekten berücksichtigt. Diese Gesichtspunkte und Kriterien sind aus Sicht 
der Teilhabeforschung ganz zentral und sollten auch bei vergleichbar angelegten Studien 
Berücksichtigung finden. Die folgenden Hinweise – sowohl inhaltlich-gestalterisch als auch in technisch-
logistischer Hinsicht – basieren auf einer mittlerweile hinreichenden empirischen Basis. Zum Zeitpunkt 
der Berichtslegung waren annähernd 10.000 Interviews mit beeinträchtigten, behinderten wie auch nicht-
behinderten Personen im Feld der Haupterhebung der Teilhabestudie realisiert.  
 
Fragebogenthemen: Um eine möglichst hohe Kooperations- und Antwortbereitschaft zu finden, müssen 
sich die befragten Personen in den gestellten Fragen wiederfinden. Der Fragebogen muss ein für die 
Befragten relevantes Themenspektrum aufgreifen (Farmer & Macleod 2011, 53). In der Teilhabebefragung 
wurde diese Anforderung berücksichtigt, indem der Fragebogen auf die Vielfalt der sozial und regional 
unterschiedlichen Lebenswelten der Menschen eingeht. So werden nicht nur objektive Fakten abgefragt, 
sondern Gelegenheit gegeben, subjektive Einschätzungen zu vielen Themen zu geben.  
 
Länge des Fragebogens: Zur Steigerung der Akzeptanz sowie für eine möglichst hohe Zuverlässigkeit der 
Antworten darf der Fragebogen nicht zu lang sein. Insbesondere für Personen mit kognitiven 
Beeinträchtigungen ist es zentral, den Fragebogen in einem für die Betroffenen zu bewältigenden Umfang 
zu halten (Hasnain 2015, 633). Neben Personen mit kognitiven Beeinträchtigungen können Personen 
selbstverständlich auch aufgrund anderer Beeinträchtigungen zeitlich nur eingeschränkt befragbar sein (z. 
B. Personen mit schweren Mehrfachbehinderungen). Da auf der einen Seite die Fragestellungen der 
Teilhabestudie ein umfangreiches Fragenprogramm erforderlich machen, auf der anderen Seite Personen 
mit zeitlich eingeschränkter Befragbarkeit nicht ausgeschlossen werden dürfen, wurden zwei Versionen 
des Fragebogens erstellt: eine Lang- und eine Kurzfassung. Die Langfassung dauert zum Zeitpunkt der 
Berichterstattung durchschnittlich 70 Minuten. Für die Kurzfassung wurde das Fragenprogramm auf einen 
Kern mit einer Länge von durchschnittlich etwa 30 Minuten gekürzt.10 Falls eine Person Anzeichen eine 
eingeschränkte Antwort- oder Konzentrationsfähigkeit zeigt oder selbst sagt, dass sie eine 
Befragungsdauer von über einer Stunde überfordert, dürfen die Interviewer und Interviewerinnen eine 
Befragung mit der Kurzfassung durchführen. 
 
Verständlichkeit der Fragen und Antwortoptionen: Für den Fragebogen ist eine möglichst barrierearme 
Sprache von zentraler Bedeutung. Die Formulierungen der Fragen und Antwortoptionen sollten möglichst 
einfach, kurz, eindeutig und verständlich sein, damit alle Befragungspersonen sie gleich verstehen. 
Fachbegriffe, ungebräuchliche Abkürzungen und Umgangssprache sind hingegen zu vermeiden. Die 
Antwortoptionen sollten ebenfalls möglichst kurz sein. So werden in der Teilhabebefragung die Fragen in 
gut verständlicher Alltagssprache gestellt sowie häufig Ja/Nein-Fragen oder Fragen mit maximal vier 
                                                                    
 
10 Beide empirischen Werte für die Fragebogenlänge beruhen auf der Berechnung der durchschnittlichen Befragungsdauern auf der Basis 
von 9.750 realisierten Interviews der Haupterhebung der Teilhabestudie Anfang Mai 2019. 
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vorgegebenen Antwortoptionen gestellt. Neben den Fragebogenformulierungen tragen die Interviewer 
und Interviewerinnen zur Verständlichkeit bei, indem sie die Fragen und möglichen Antwortoptionen 
langsam und mit klarer Aussprache vorlesen. Alle Interviewerinnen und Interviewer wurden in der 
Schulung für die Haupterhebung der Teilhabestudie dafür sensibilisiert, bei der Zielgruppe der Menschen 
mit Beeinträchtigungen besonders geduldig zu sein und Fragen sowie Antwortmöglichkeiten bei Bedarf 
erneut in Ruhe vorzulesen (Hasnain 2015, 624; Mitchell et al. 2006, 6; Schäfers 2007, 148; Farmer &Macleod 
2011, 43ff; Wilson et al. 2013, 6ff; Parsons et. al 2001, 10). 
 
Listenheft: Damit sehende und lesefähige Befragungspersonen die Antwortoptionen nicht nur hören, 
sondern auch sehen können, kommt entsprechend den Empfehlungen vorheriger Studien (z.B. Farmer 
&Macleod 2011, 43) ein Listenheft zum Einsatz. Im Listenheft sind für alle Fragen, die über eine Ja/Nein-
Antwort hinausgehen, die möglichen Antwortoptionen in großer und gut lesbarer Schrift dargestellt. 
Insbesondere für Personen, die nur eingeschränkt hören können, aber die Schriftsprache lesen können, ist 
das Listenheft als Unterstützung zum Verständnis des Fragebogens unerlässlich.  
 
Fragebogen in Leichter Sprache: Die zu befragenden Personen müssen mehrere Aufgaben lösen: den 
Frageninhalt verstehen, Informationen, die für die Beantwortung relevant sind, abrufen, zu einem Urteil 
kommen, dieses Urteil formulieren und es in ein Antwortformat einpassen (vgl. Porst 2008,18ff). Solche 
Aufgaben können - nicht nur, aber insbesondere - für Menschen mit Beeinträchtigungen ungewohnt 
herausfordernd oder komplex sein (vgl. Perry & Felce 2002, 446). Insbesondere für manche Personen mit 
kognitiven Beeinträchtigungen sowie Menschen mit Beeinträchtigungen, die das Sprachverständnis 
einschränken, kann ein Fragebogen in Alltagssprache eine Teilnahmebarriere darstellen. In der 
Teilhabebefragung wurde daher entschieden, eine Fragebogenfassung in Leichter Sprache, mit großer 
Schrift und mit grafischer Unterstützung zu erstellen (vgl. Farmer & Macleod 2011, 52). Die Leichte Sprache 
basiert auf einem Regelwerk, welches für Menschen, die fast gar nicht lesen können, entwickelt wurde. Der 
Fragebogen wurde für diese Befragungsgruppe zielgruppengerecht angepasst.  
 
Pausen und Unterbrechungen: Es ist relevant, im Fragebogen Pausen und Unterbrechungen zuzulassen, 
um die fortwährende Kooperationsbereitschaft und ein zuverlässiges Antwortverhalten aller 
Befragungsteilnehmer sicherzustellen (Farmer & Macleod 2011, 43; Mitchell et al. 2006, 7; Kroll 2011, 72). 
Die Interviewer und Interviewerinnen wurden in der Schulung dazu angehalten, Pausen oder 
Interviewunterbrechungen mit einer Fortsetzung an einem späteren Termin (mit dem gleichen 
Interviewer bzw. der gleichen Interviewerin) anzubieten, falls eine Befragungsperson Zeichen der 
Erschöpfung zeigt oder selbst um eine Pause bzw. Unterbrechung bittet.  
 
Wechsel der Fragebogenfassung: Um allen Befragungsteilnehmern eine Teilnahme zu ermöglichen, 
werden in der Teilhabestudie verschiedene Fassungen eines Fragebogens vorgehalten (lang und kurz, 
Alltagssprache und Leichte Sprache). Die Auswahl des Fragebogens aus diesen Fassungen musste dabei 
nicht ausschließlich zu Beginn der Befragung erfolgen, sondern ist auch noch zu einem späteren Zeitpunkt 
möglich (Mitchell et al. 2006, 7). Falls Interviewer oder Interviewerinnen etwa 15 Minuten nach Beginn der 
Befragung merken, dass die Befragungsperson überfordert erscheint oder sich selbst kritisch zur Belastung 
durch die Befragung äußert (z.B. zur Länge oder zum Sprachniveau der Fragen), kann die 
Fragebogenfassung gewechselt werden. Zum Beispiel kann der Interviewer vom Langfragebogen zum 
Kurzfragebogen oder vom Fragebogen in Alltagssprache zum Fragebogen in Leichter Sprache wechseln. 
 
Partizipativer Ansatz im gesamten Entwicklungsprozess: Die Erstellung des barrierefreien Fragebogens 
erfolgte unter aktiver Beteiligung von Menschen mit Beeinträchtigungen. Dieses Vorgehen ist für die 
partizipative Forschung und die gesamte Teilhabestudie konstitutiv. Von Beeinträchtigungen betroffene 
Menschen wurden von Anfang an als Expertinnen und Experten sowie als Partnerinnen und Partner auf 
verschiedenen Ebenen in den Entwicklungsprozess des Fragebogens einbezogen. Auch wurde der inklusive 
Beirat, der bei infas eingerichtet ist, als Expertengremium hinzugezogen. Hier wirken Personen mit 
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Beeinträchtigungen sowie Fachleute aus der Behindertenhilfe mit.11 Von hoher Bedeutung für die Qualität 
des Fragebogens war, dass mit dem Fragebogen ausführliche kognitive Pretests durchgeführt wurden, 
bevor er bei einer großen Zahl von Personen eingesetzt wurde. In diesen Pretests konnten die Sichtweisen 
und Interessen der betroffenen Menschen noch einmal zusätzlich aufgenommen und verarbeitet werden.12  
 
3.3 Logistische und technische Aspekte der Barrierefreiheit 
Die Anforderung, alle Menschen unabhängig von der Art und Schwere einer Beeinträchtigung zu befragen, 
galt es nicht nur bei der inhaltlichen Ausgestaltung des Fragenprogramms gerecht zu werden. Dieser 
Anspruch muss auch bei der technischen und logistischen Umsetzung sichergestellt werden. Die Studie ist 
vom Grundsatz geleitet, dass alle für die Erhebung ausgewählten Personen auch grundsätzlich daran 
teilnehmen können. In der Befragung von Menschen mit Behinderungen werden Erhebungswege 
angeboten, die sicherstellen sollen, dass jede Person teilnehmen kann, die teilnehmen möchte. Für jede 
kontaktierte Person muss eine Wahlfreiheit der Erhebungsmethode bestehen. Die Interviewerinnen bzw. 
Interviewer müssen auf individuelle Bedürfnisse der Befragten eingehen können.  
 
Dabei gilt das persönliche Interview in der Regel als die beste Methode, um Menschen mit 
Beeinträchtigungen zu befragen. Die kognitiven Anforderungen an die Befragungsteilnehmer sind hier 
tendenziell am geringsten und für die Interviewer und Interviewerinnen ist es durch die Anwesenheit vor 
Ort eher möglich, auf die individuellen Bedürfnisse einer Befragungsperson einzugehen. Insbesondere für 
Menschen mit kognitiven Beeinträchtigungen ist ein computergestütztes persönliches Interview (CAPI = 
Computer Assisted Personal Interview) daher am besten geeignet (Sloan et al. 2004, 4239 ff). 
 
Da jedoch verschiedene Beeinträchtigungen auch unterschiedliche Anforderungen an die Erhebung 
stellen, ist für eine barrierefreie Erhebung eine Kombination mehrerer Erhebungsmethoden unerlässlich. 
So können für manche Befragte z.B. computergestützte telefonische Interviews (CATI = Computer Assisted 
Telephone Interview) oder Online-Befragungen (CAWI = Computer Assisted Web Interview) genauso 
zuverlässig sein wie persönliche Interviews. Auch die Möglichkeiten, einen Fragebogen vor Ort selbst 
auszufüllen (CASI = Computer Assisted Self Interview) oder mit in den Laptop zu schauen, werden als 
hilfreich genannt (Hasnain 2015, 620; Mitchell et al. 2006, 38; Farmer & Macleod 2011, 43 ff; Eckhardt & 
Anastasas 2007, 240). Dieser Mix von Erhebungsmethoden (Mixed-Mode-Erhebung) soll möglichst alle 
Befragungspersonen unabhängig von ihrer Beeinträchtigung in die Teilhabebefragung inkludieren und 
ihnen den Zugang zur Erhebung erleichtern und sie bei der Beantwortung der Fragen unterstützen. 
 
Ein Nachteil des parallelen Einsatzes verschiedener Erhebungsmethoden können potentielle methodische 
Effekte der verschiedenen Erhebungsmodi sein. Das heißt: Die Antworten, die eine Person in einer 
Erhebungsmethode gibt, wären in einer anderen Erhebungsmethode möglicherweise anders, und zwar nur 
aufgrund der Methode. Hierzu vergleichen Sloan et al. (2004) die Unterschiede im Antwortverhalten, wenn 
Menschen mit Behinderungen einerseits persönlich und andererseits telefonisch befragt werden. 
Allerdings sind solche potentiellen methodischen Unterschiede zwischen verschiedenen 
Erhebungsmethoden als weniger relevant einzustufen als das Ziel, möglichst allen Menschen mit 
Beeinträchtigungen die Teilnahme an der Befragung zu ermöglichen (Farmer & Macleod 2011, 57). Die 
                                                                    
 
11 Ferner brachten sich im Prozess der Fragebogenerstellung die im Forschungsvorhaben beteiligten Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftler ein, die Hochschule Fulda, das Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung und die Universität Duisburg-Essen.  
12 Im Blick standen dabei insbesondere die Verständlichkeit und die inhaltliche Vollständigkeit des Fragebogens. Es wurde geprüft, ob der 
Fragebogen für die vorgesehene Befragung tauglich ist und ob die Fragen für alle Befragten gleichermaßen gut zu verstehen und zu 
beantworten sind. Insgesamt ließ sich auf Basis der Pretests ein sehr positives Fazit ziehen: Weit überwiegend wurden die Fragen von 
den Befragten gut und auch in gleicher Weise verstanden und die Befragten fühlten sich durch den Fragebogen ernstgenommen. Die 
Stellen des Fragebogens, die ihm Pretest kritisch auffielen, wurden noch mal systematisch überarbeitet. Ein Ergebnis war, dass nicht 
alle Befragungspersonen in der Lage sind, selbst zu allen Themen Auskunft zu geben (z.B. Fragen zur finanziellen Situation). Dies war 
insbesondere der Fall, wenn eine andere Person mit der Funktion einer gesetzlichen Betreuung die Verantwortung für einzelne 
Lebensbereiche der Befragungsperson übernimmt. Die Ergebnisse des Pretests sind ausführlich im 2. Zwischenbericht zur 
Repräsentativbefragung beschrieben (Steinwede et al. 2018). 
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Exklusion von Betroffenen wiegt schwerer als mögliche, geringfügige Messeffekte (vgl. dazu auch Kroll 
2011, 66). 
 
Mit Blick auf Erhebungsmethoden und Unterstützungsmöglichkeiten für eine möglichst barrierefreie 
Teilnahme kommt folgenden Aspekten besondere Relevanz zu: 
 
Persönlich-mündlicher Zugang als Startmethode: In der Teilhabebefragung wird die Erhebung in der 
Regel als computergestütztes persönliches Interview (CAPI) durchgeführt. Eine Interviewerin oder ein 
Interviewer sucht die Befragungspersonen dafür zu Hause auf. Die Interviewerin oder der Interviewer liest 
die Fragen vor, gibt bei Bedarf Hilfestellungen und gibt die Antworten ein. Falls eine Befragungsperson es 
wünscht bzw. eine Beeinträchtigung (z.B. eingeschränkte Hörfähigkeit) es erforderlich macht, haben die 
befragten Personen auch die Möglichkeit, die Fragen (oder einen Teil der Fragen) selbst zu lesen und die 
Antworten selbst einzugeben. Dafür übergibt die Interviewerin oder der Interviewer der Befragungsperson 
den Laptop zum Selbstausfüllen (CASI). Bei Bedarf helfen die Interviewerinnen und Interviewer, während 
sie neben der Befragungsperson sitzen. Alternativ - auf Wunsch der Person oder bei Bedarf - ist auch der 
Wechsel zu einer anderen Erhebungsmethode wie dem telefonischen Interview (CATI), der Online-
Befragung zum Selbstausfüllen im Internet (CAWI) oder der Befragung mit Hilfe eines Papierbogens (PAPI 
= Paper And Pencil Interview) möglich (vgl. Steinwede et al. 2018). Die Teilhabebefragung folgt zudem der 
Empfehlung, bereits im Anschreiben über die Studie aufzuklären und während der Kontaktierung auf die 
verschiedenen Durchführungsmöglichkeiten sowie Möglichkeiten der Unterstützung hinzuweisen 
(Hasnain 2015, 620). 
Abbildung 5 Barrierefreie Erhebung: Bedarfsgerechter Methodeneinsatz 
 
 
Die Online-Befragung wurde in der Teilhabebefragung gemäß Empfehlungen für barrierefreie Online-
Erhebungen (z.B. Hasnain 2015, 628; Farmer & Macleod 2011, 47; Wilson et al. 2013, 6ff) umgesetzt:  
 
– die Schriftgröße ist frei änderbar (skalierbar),  
– das gesamte Fragebogenprogramm ist nicht nur über die Maus, sondern auch über die Tastatur 
steuerbar, 
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– der Seitenaufbau ist logisch, was das Vorlesen durch Vorleseprogramme (Screenreader) oder auch die 
Ausgabe der Texte auf einer Braille-Zeile ermöglicht, 
– es wurde auf Bilder verzichtet, 
– es erfolgte eine Testung der Barrierefreiheit der Online-Befragung durch Menschen mit 
Beeinträchtigungen. 
Bei der persönlich-mündlichen Befragung können die Interviewerinnen und Interviewer auf verschiedene 
Unterstützungsmöglichkeiten zurückgreifen, um die Erhebung an die individuellen Bedürfnisse einer 
Befragungsperson anzupassen: Beim Fragebogen am Laptop ist, wie beim Online-Fragebogen, die 
Schriftgröße frei änderbar. Dies ist relevant, wenn eine Person nicht oder nur schlecht hört, selbst mit in 
den Fragebogen schaut bzw. diesen selbst ausfüllt und die Texte gut lesen können soll. Zudem ist der 
Fragebogen nicht nur über eine Maus, sondern auch komplett über die Tastatur steuerbar. So wird 
Personen, die den Fragebogen selbst ausfüllen möchten und auf Grund motorischer Beeinträchtigungen 
keine Maus bedienen können, eine Bedienung des Fragebogens mit Hilfe der Tastatur ermöglicht (vgl. 
Farmer & Macleod 2011, 47). Personen, die nicht sprechen können, wird es ermöglicht, auf die zutreffenden 
Antwortoptionen zu zeigen, entweder im Listenheft oder auch im Laptop. Bei den wenigen offenen Fragen 
wird diesen Befragten die Möglichkeit gegeben, ihre Antworten entweder auf Papier aufzuschreiben, 
sodass die Interviewerin oder der Interviewer die Antworten in den Laptop übertragen kann, oder diese 
Befragungspersonen geben ihre offenen Antworten selbst am Laptop ein (vgl. Farmer & Macleod 2011, 
436).  
 
Um die technische Barrierefreiheit und bedienerfreundliche Nutzbarkeit der verschiedenen Fragebogen- 
und Erhebungsvarianten auf ihre Handhabbarkeit zu überprüfen, wurden ausführliche technische Pretests 
unter Einbezug von Menschen mit verschiedenen Beeinträchtigungen durchgeführt.  
 
Unterstützung durch das Umfeld und Proxy-Interviews: In der Regel wird in der Teilhabebefragung ein 
Interview direkt zwischen der Interviewerin bzw. dem Interviewer und der Befragungsperson 
durchgeführt. Es gibt jedoch Personen, insbesondere Personen mit kognitiven Beeinträchtigungen oder 
auch Personen mit schweren Mehrfachbehinderungen, die Unterstützung durch ihr Umfeld gewohnt sind, 
und bei denen es Unterstützungsbedarf durch dritte Personen gibt. In der Teilhabebefragung ist die 
Unterstützung durch eine Vertrauens- oder Betreuungsperson dann erlaubt, wenn eine Befragungsperson 
sich diese Unterstützung explizit wünscht. Ist eine Befragungsperson nicht damit einverstanden, dass eine 
andere Person hilft, dann wird keine andere Person hinzugezogen. 
 
Wie weit die Unterstützung geht - also ob eine andere Person nur anwesend ist, sie bei vereinzelten Fragen 
hilft (z.B. Fragen zu Haushaltsfinanzen, die eine Person mit kognitiven Beeinträchtigungen nicht selbst 
regelt) oder bei großen Teilen des Interviews hilft - hängt vom Unterstützungsbedarf der 
Befragungsperson ab. Dabei gilt, dass in der Teilhabebefragung gemäß den Empfehlungen für Interviews 
mit stellvertretenden Personen (sogenannte Proxy-Interviews), diese Stellvertreter keine subjektiven 
Fragen beantworten dürfen, da dies zu nicht validen und nicht reliablen Ergebnissen führen würde 
(Mitchell et al. 2006, 25; Hasnain 2015, 632; Kroll 2011, 72). Falls eine Befragungsperson in der 
Teilhabestudie z.B. nur zu wenigen Fragen selbst Auskunft geben kann und einer anderen Person erlaubt, 
beim Interview zu helfen, dann dürfen subjektive Fragen, wie Fragen zur Zufriedenheit mit verschiedenen 
Lebensbereichen, nur von der Befragungsperson selbst beantwortet werden, nicht von der dritten Person. 
Hingegen darf eine dritte Person Sachfragen wie beispielsweise Fragen zum amtlichen Status der 
Behinderung oder zur Krankenversicherung beantworten.  
 
Selbstverständlich wird auch bei der Teilhabebefragung das Ziel verfolgt, dass möglichst viele Personen 
selbst antworten, da die Antworten von dritten Personen über eine Person sich immer von den 
Selbstauskünften einer Person unterscheiden (vgl. Lee et al. 2004, 675ff). Dennoch gilt es im Zuge der 
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Befragung von Menschen mit Behinderungen als besser, Proxy-Interviews zuzulassen, als 
Personengruppen, die selbst nicht (mehr) antworten können, komplett außen vor zu lassen (Farmer & 
Macleod 2011, 41; Hendershot 2004, 24). 
 
Befragung in Deutscher Gebärdensprache: Für Menschen mit leichten Hörbeeinträchtigungen und 
Personen, die eine Hörhilfe in Anspruch nehmen, kann die Befragung durch eine Interviewerin oder einen 
Interviewer persönlich (Farmer & Macleod 2011, 43) oder in einer der anderen, oben beschriebenen 
Erhebungsmethoden auch ohne weitere Hilfen gut durchführbar sein. In Abhängigkeit vom Grad der 
Hörbeeinträchtigung, der Interviewsituation und den technischen Zugangsmöglichkeiten reichen diese 
unterstützenden Maßnahmen im Einzelfall unter Umständen jedoch nicht aus, um die Befragung 
erfolgreich durchzuführen. Damit Befragungspersonen in diesem Fall nicht selektiv von der Befragung 
ausgeschlossen werden, kann über die Interviewerin bzw. den Interviewer oder schriftlich ein erneuter 
Gesprächstermin vereinbart werden, bei dem ein Gebärdendolmetscher oder eine Interviewerin bzw. ein 
Interviewer, der die Deutsche Gebärdensprache (DGS) beherrscht, das Interview durchführen wird. 
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Fremdsprachen: Die Teilhabebefragung bezieht auch explizit Menschen mit Migrationshintergrund ein. 
Für Personen, die nicht auf Deutsch befragt werden können, ist der Einsatz eines fremdsprachigen 
Fragebogens vorgesehen. Der Fragebogen ist auch in Arabisch, Türkisch, Englisch, Russisch und Polnisch 
verfügbar. 
 
Unterstützungsmöglichkeiten nach Beeinträchtigungen: Zusammengefasst wurden für die 
Teilhabebefragung technische Unterstützungsformen mit breiten Variationsmöglichkeiten eingerichtet. 
Welche Unterstützungsformen einer Befragungsperson angeboten werden, hängt dabei in erster Linie von 
ihren Beeinträchtigungen und von der gewählten Befragungsmethode ab.  Die folgende Tabelle fasst die 
möglichen Unterstützungsmöglichkeiten nach Beeinträchtigungen zusammen. 
Tabelle 2 Unterstützungsmöglichkeiten nach Beeinträchtigungen 
Für Menschen mit… Unterstützungsmöglichkeiten 
Hörbeeinträchtigungen /  
Gehörlosigkeit 
– Selbstausfüller-Fragebogen am Laptop bzw. Online-Fragebogen 
– Bei Bedarf: Interview durch Gebärdendolmetscher  
Sehbeeinträchtigungen / 
Blindheit 
– Mündliches Interview (vor Ort oder telefonisch)  
– Online-Fragebogen: Für Vorlese-Anwendungen (Screenreader) lesbar; Steuerung 
des Fragebogens mittels Tastatur möglich 
Sprach- / Sprech-
beeinträchtigungen 
– Interview vor Ort: Zeigen auf Antworten im Listenheft 
– Selbstausfüller-Fragebogen am Laptop bzw. Online-Fragebogen 
körperlichen  
Beeinträchtigungen 
– Im Online-Fragebogen bzw. Selbstausfüller-Fragebogen:  
Steuerung des Fragebogens mittels Tastatur möglich 
psychischen / sozialen 
Beeinträchtigungen 




sowie begrenzter  
Belastbarkeit /  
Konzentration 
– Bei Bedarf: Kurzform Fragebogen (Interview / Selbstausfüller am Laptop) 
– Bei Bedarf: Kurzform Fragebogen in Leichter Sprache (Interview vor Ort) 
– Wenn Interview durch Interviewer nicht möglich: Papierfassung des Kurz-
Fragebogens im Haushalt lassen (in Alltagssprache oder in Leichter Sprache) 
– Nur wenn trotz Unterstützung wirklich kein Interview möglich ist:  
Proxy-Interview mit Vertrauens-/Betreuungsperson 
Unterstützungsbedarf  – Bei Bedarf: Einbeziehen von Bezugspersonen möglich 
– Wenn die Person alleine kein Interview durchführen kann / möchte und sich 
Unterstützung wünscht: Interview im Beisein und mit Unterstützung durch eine 
Vertrauens-/Betreuungsperson 
– Nur wenn trotz Unterstützung wirklich kein Interview möglich ist:  
Proxy-Interview mit Vertrauens-/Betreuungsperson 
 
Bestehen bei Befragungspersonen im Einzelfall anderweitige Bedarfe, um an der Befragung erfolgreich 
teilnehmen zu können (z.B. Kommunikation nur über taktile Gebärden möglich), gibt es die Möglichkeit, 
dass die Interviewerin bzw. der Interviewer die Wünsche und Bedarfe der Befragungsperson im 
Kontaktgespräch aufnimmt. Im Anschluss wird versucht, im Einzelfall für den jeweiligen Bedarf eine 








Abschließend sei festgehalten, dass manche Anforderungen an barrierefreie Erhebungsinstrumente bereits 
erfüllt werden, wenn grundlegende Standards für die Umsetzung sozialwissenschaftlicher Studien 
eingehalten werden. So ist es zum Beispiel kein Alleinstellungsmerkmal eines barrierefreien Fragebogens, 
eine allgemein verständliche Sprache zu nutzen und auf Fachbegriffe zu verzichten oder diese zu erklären 
(vgl. Bradburn et al., 2004). Außerdem gilt als guter Standard, wenn in der Sozialforschung 
Erhebungsunterlagen wie ein Listenheft eingesetzt werden, um den Befragungspersonen das 
Fragenverständnis zu erleichtern. 
 
4. Feldstand der Haupterhebung in 
Privathaushalten im Juni 2019 
 
Der Feldstart erfolgte am 20. November 2018. Die Haupterhebung in Privathaushalten soll im 
Herbst/Winter 2019 abgeschlossen werden. Bis Anfang Juni 2019 nahmen 11.410 Befragungspersonen an 
der Befragung in Privathaushalten teil. Darunter sind 7.173 Personen mit Beeinträchtigungen sowie 4.237 
Personen ohne Beeinträchtigung.  
 
Die Kooperationsbereitschaft der Befragungspersonen ist positiv. Ein Beleg für die hohe Akzeptanz der 
Befragung ist die erbetene Bereitschaft zur Speicherung der Adresse einer Befragungsperson 
(Panelbereitschaft). Sie ist eine Voraussetzung für die Wiederholungsbefragung (Panelbefragung). Bis Juni 
2016 äußerten 9.671 Personen (85%) ihre Panelbereitschaft. 
 
Alle vorgesehenen Erhebungsmethoden und Unterstützungsmöglichkeiten werden genutzt: 
 
– Die alternativen Erhebungsmethoden werden von den Befragungspersonen aktiv genutzt (z.B. 
telefonisches Interview, Online-Befragung, Selbstausfüllen vor Ort am Laptop, Papierfragebogen, 
Befragung in Leichter Sprache).  
– Die Befragung wurde bis Juni 2019 in 94 Prozent aller Fälle ganz ohne Unterstützung durch dritte 
Personen durchgeführt. In 3 Prozent der befragten Fälle halfen dritte Personen stellenweise. In weiteren 
3 Prozent wurde ein Interview stellvertretend mit einer anderen Person (einem sogenannten Proxy) 
durchgeführt. 
– Die große Mehrheit (95 Prozent) beantwortet die Langfassung des Fragebogens. Die restlichen 5 Prozent 
wurden mit dem Kurzinstrument befragt. Den Befragungsdaten ist zu entnehmen, dass Personen, die ein 
Kurz-Interview führen, nur eingeschränkt befragbar sind. 
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5. Stand der Befragung in Einrichtungen 
 
5.1 Befragung in Einrichtungen – notwendig für ein vollständiges Bild 
Die Teilhabestudie hat das Ziel, ein umfassendes Bild von der Teilhabe von Menschen mit 
Beeinträchtigungen zu zeichnen. Angestrebt wird eine repräsentative Erhebung, unabhängig davon, wie 
und wo die betroffenen Menschen wohnen. Die in den vorangegangenen Abschnitten beschriebene 
Erhebung in den Haushalten bildet einen großen Teil dieser Grundgesamtheit ab. Ein Teil der Bevölkerung 
ist jedoch nicht in eigenen Haushalten zu erreichen, weil die Personen dauerhaft in einer Einrichtung der 
Eingliederungshilfe oder in einem Pflegeheim leben. Eine Statistik der Bundesarbeitsgemeinschaft der 
überregionalen Sozialhilfeträger (BagüS) berichtet für das Jahr 2017 von 211.950 Menschen mit 
Behinderungen, die in Einrichtungen der Eingliederungshilfe stationär in einem Wohnheim oder im 
betreuten Wohnen leben. Davon haben rd. 29 Prozent der Personen eine seelische Beeinträchtigung, rd. 64 
Prozent sind kognitiv beeinträchtigt und 8 Prozent haben eine körperliche Behinderung. Statistisch 
betrachtet entfallen auf 10.000 Einwohner 26 Menschen in stationären Wohneinrichtungen (BAGüS 
2017:11). Neben den Einrichtungen der Eingliederungshilfe gilt es auch jene Menschen in den Blick zu 
nehmen, die dauerhaft in einer Pflegeeinrichtung leben. Von den rd. 3,4 Mio. Menschen, die im Dezember 
2017 eine Pflegeleistung erhielten, wurden rd. 818 Tsd. vollstationär in Heimen versorgt (DeStatis 2018).  
 
Zusammengenommen leben also mehr als 1,1 Mio. Menschen dauerhaft in Einrichtungen der 
Eingliederungshilfe und der Pflege. Diese Bewohner und Bewohnerinnen werden über die 
Haushaltsbefragung nicht erreicht. Um ein vollständiges Bild von der Teilhabe aller Menschen mit 
Beeinträchtigungen und Behinderungen zu gewinnen, ist es erforderlich, eine zusätzliche Stichprobe von 
Bewohnerinnen und Bewohnern dieser Einrichtungen einzubeziehen. Die Teilhabestudie hat deshalb 
ergänzend zu der Befragung in den Haushalten eine Befragung in Einrichtungen aufgesetzt. 
 
Die Erhebung bei Menschen in Einrichtungen ist so angelegt, dass die Ergebnisse dieser Teilstudie in den 
meisten Fragen mit der Erhebung in Privathaushalten vergleichbar sind. Dadurch erwächst der Einblick in 
die Unterschiede zwischen den Lebenswelten, die durch die Form des Wohnens und der Betreuung 
geprägt sind. Die Vergleichbarkeit vieler Indikatoren ermöglicht einen Blick auf die unterschiedlichen 
Bedingungen und Barrieren für Teilhabe. Darüber hinaus soll die Erhebung aber auch die Besonderheiten 
des Lebens in einer Gemeinschaft nachzeichnen, die Betroffene für eine gemeinsame Leistungserbringung 
zusammenführt. Diese Gemeinschaft folgt in Teilen anderen Regeln als das Leben in einem privaten 
Haushalt. Es ist das Ziel dieser Teilstudie, auch die besonderen Teilhabebedingungen der Bewohnerinnen 
und Bewohner abzubilden. 
 
Angezielt wird die Durchführung von 5.000 Interviews. Wie bei der Befragung in Haushalten ist eine 
repräsentative Zufallsauswahl von Menschen im Alter ab 16 Jahre geplant. Um die Lebenswelt dieser 
Personen abzudecken, zielt das Konzept auf eine repräsentative Abbildung der unterschiedlichen 
Lebenslagen in den Gemeinden und Regionen. Die Erhebung deckt alle Formen von Einrichtungen ab: 
Stationäre Einrichtungen der Eingliederungshilfe (zukünftig: besondere Wohnformen), von Einrichtungen 








5.2 Das Vorgehen bei der Einrichtungsstichprobe – das Stichprobenkonzept im 
Überblick 
Für die Auswahl der Bewohnerinnen und Bewohner ist ein mehrstufiger Auswahlprozess erforderlich. 
Wegen der Face-to-Face-Erhebung wird – analog zu der Befragung in Haushalten – zunächst eine 
Regionalauswahl getroffen. Um eine gute Repräsentanz zu gewährleisten, sind über 300 Gemeinden 
erforderlich. Auf der zweiten Auswahlstufe erfolgt dann die Ziehung einer Stichprobe von Einrichtungen 
in diesen Gemeinden. Auf der dritten Stufe schließlich werden Personen in den Einrichtungen nach dem 
Zufallsverfahren ausgewählt. 
 
Die ersten beiden Auswahlschritte setzen eine verlässliche Abbildung der Grundgesamtheit voraus, aus der 
die Gemeinde- und die Einrichtungsstichprobe gezogen werden kann. Die bestmögliche Auswahlbasis 
bildet eine vollständige Liste aller Einrichtungen der Grundgesamtheit. Sie ermöglicht eine sogenannte 
Listenauswahl. Die Vorteile dieses Auswahlverfahrens sind eine nahezu vollständige Repräsentanz aller 
Einrichtungen sowie eine bekannte Auswahlwahrscheinlichkeit (so genannte 
Inklusionswahrscheinlichkeit) für jede Einrichtung. Idealerweise berücksichtigt das Auswahlverfahren die 
Verteilung nach Bundesländern sowie nach der Art und Größe der Einrichtung (Anzahl der 
Betreuungsplätze). Diese „geschichtete Zufallsauswahl“ soll eine gute Repräsentativität der Auswahl 
sowohl für die Bundesländer als auch für die großen und kleinen Einrichtungen und auch für das Wohnen 
im Wohnheim als auch für das betreute Wohnen ermöglichen. 
 
Die Ausgangslage für einen solchen Auswahlprozess war zunächst unbefriedigend. Um eine geschichtete 
Zufallsauswahl realisieren zu können, waren erhebliche Vorarbeiten erforderlich. Es gibt keine 
bundesweite und auch keine einheitlichen Listen für die Einrichtungen der Eingliederungshilfe und das 
unter ihrem Dach angebotene betreute Wohnen. Vielmehr sind die Strukturen und 
Verwaltungszuständigkeiten in den Regionen recht unterschiedlich und entsprechend auch die 
verfügbaren Dateien und Listen von Einrichtungen. Um eine möglichst vollständige Liste von 
Einrichtungen der Eingliederungshilfe zu erstellen, waren ein umfänglicher Schriftverkehr und intensive 
Recherchearbeiten erforderlich. Die nun vorliegende Liste der Einrichtungen basiert auf drei Quellen: 
 
– Übermittlung autorisierter Listen von Landesministerien bzw. den überregionalen Trägern der 
Eingliederungshilfe, 
– Recherche von autorisierten Listen für Bundesländer bzw. regionale Gliederungen bei Statistischen 
Landesämtern im Internet, 
– Recherchen im Internet.13  
Anders verhält es sich bei den Einrichtungen der Altenpflege. Dank der freundlichen Unterstützung durch 
den Bundesverband VDEK kann für die Auswahl hier auf eine weitgehend vollständige Liste der Alten- 
und Pflegeheime zugriffen werden.14 
 
  
                                                                    
 
13 Für zwei Bundesländer ist dies die einzige Auswahlbasis. 
14 Wir danken dem VDEK aufrichtig für die Unterstützung. 
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Als Ergebnis der Recherchen zur Grundgesamtheit liegt nun eine Liste mit insgesamt 22.806 Einrichtungen 
vor. Sie umfasst 6.195 Wohnheime der Eingliederungshilfe, 4.450 Wohngruppen bzw. Wohnungen die von 
einer Einrichtung betreut werden (betreutes Wohnen) und 12.161 Alten- und Pflegeheime. Diese Liste 
bildet die Auswahlgesamtheit für eine Stichprobe von etwa 1.000 Einrichtungen, in denen 5.000 
Bewohnerinnen und Bewohner befragt werden sollen. Dies ist eine hinreichend große Stichprobe, um 
regionale und einrichtungsspezifische Unterschiede in ausreichender Fallzahl abzubilden. 
Tabelle 3 Grundgesamtheit der Einrichtungen 









Bundesland abs. in % in % in % in % 
 1. Schleswig-Holstein 728 3,2 1,8 0,9 4,7 
2. Hamburg 348 1,5 0,8 3,3 1,3 
3. Niedersachsen 2.258 9,9 9,0 6,0 11,8 
4. Bremen 182 0,8 0,4 0,9 1,0 
5. Nordrhein-Westfalen 4.962 21,8 28,7 22,8 17,9 
6. Hessen 1.513 6,6 6,9 7,1 6,3 
7. Rheinland-Pfalz 766 3,4 3,6 1,8 3,8 
8. Baden-Württemberg 2.067 9,1 6,9 2,6 12,6 
9. Bayern 4.573 20,1 24,5 24,7 16,1 
10. Saarland 265 1,2 1,2 0,9 1,2 
11. Berlin 1.150 5,0 1,8 12,1 4,1 
12. Brandenburg 935 4,1 3,8 8,6 2,6 
13. Mecklenburg-
Vorpommern 
465 2,0 2,3 1,5 2,1 
14. Sachsen 884 3,9 2,0 0,3 6,2 
15. Sachsen-Anhalt 863 3,8 3,3 4,5 3,8 
16. Thüringen 847 3,7 3,1 2,0 4,7 
Gesamt  22.806 100,0 100,0 100,0 100,0 
Quelle: Recherche infas, Listen der Bundesländer Niedersachsen, Bremen, Nordrhein-Westfalen, Hessen, Rheinland-Pfalz, Bayern, 
Saarland, Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt, Thüringen, Liste des VDEK 
 
5.3 Die Auswahl in mehreren Stufen 
Mit der erstellten Liste der Auswahlgesamtheit ist nun die Basis für die Auswahl von Einrichtungen und 
Personen in diesen Einrichtungen gelegt. Die Personenstichprobe für die Teilstudie Befragung in 
Einrichtungen wird in einem dreistufigen Ziehungsverfahren generiert: 
 
– Zunächst erfolgt die Ziehung einer Stichprobe von Gemeinden, in denen Einrichtungen liegen. 
– Es folgt eine Ziehung von Einrichtungen in diesen Gemeinden, in denen Bewohnerinnen und Bewohner 
befragt werden sollen, 








Abbildung 6 Befragung in Einrichtungen: Auswahl in mehreren Stufen 
 
Auswahlstufe 1: Gemeindestichprobe 
Da die Befragung von Bewohnerinnen und Bewohnern der Einrichtungen als Face-to-Face-Erhebung 
erfolgt, ist aus feldtechnischen Gründen zunächst eine regionale Klumpung erforderlich. Würde man eine 
einfache Zufallsauswahl von 1.000 Einrichtungen aus der Liste ziehen, so würde die Stichprobe über rund 
500 Gemeinden streuen. Dies ist feldtechnisch wie erhebungsökonomisch nicht zu vermitteln. 
Andererseits muss aber vermieden werden, dass eine zu starke regionale Klumpung die Varianz der 
Stichprobe einschränkt. Eine Auswahl von rund 300 Gemeinden mit im Durchschnitt vier Einrichtungen 
pro Gemeinde stellt nach einer Simulation eine sinnvolle Größenordnung dar. Sie ist groß genug ist, um 
eine ausreichende regionale Abbildung der Stichprobe zu gewährleisten und den Klumpungsfaktor gering 
zu halten. Die Erhebung in über 300 Gemeinden ist zwar aufwändig, aber grundsätzlich feldorganisatorisch 
durchführbar. 
 
Eine Basisinformation für die Ziehung der Gemeinden bildet die Anzahl der Einrichtungen pro Gemeinde 
über die drei genannten Arten von Einrichtungen. Die Ziehung der Gemeinden erfolgt proportional zur 
Anzahl der Einrichtungen in einer Gemeinde. Man spricht dabei von einer so genannten PPS-Ziehung 
(probability proportional to size). Gemeinden mit vielen Einrichtungen haben also eine höhere 
Wahrscheinlichkeit, in die Stichprobe zu gelangen.   
 
Die Ziehung der Gemeinden wurde proportional nach Bundesländern geschichtet. Je Bundesland wurden 
die Gemeinden entsprechend der Verteilung aller Einrichtungen gezogen. 
 
Es gibt eine Vielzahl kleinerer Gemeinden mit nur einer oder zwei Einrichtungen. Dies wirft ein 
Optimierungsproblem für die Auswahl auf. Würden diese kleinen Gemeinden alle vollständig in der 
Auswahlgrundlage für die Gemeindeziehung belassen, müssten zur Erreichung der angestrebten Fallzahl 
sehr viel mehr Gemeinden ausgewählt werden. Dies würde die Feldarbeit erheblich erschweren. Würde 
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man die kleineren Gemeinden ausklammern, wäre dies wiederum mit einer Einschränkung der 
Generalisierbarkeit verbunden. Um dieses Dilemma aufzulösen, wurden die Gemeinden in zwei Schichten 
gezogen. In der einen Schicht wurden vor der proportionalen Ziehung Gemeinden mit weniger als drei 
Einrichtungen ausgeschlossen. Um auch ländliche Räume und die Lebenssituation von Menschen mit 
Behinderungen in diesen Regionen adäquat abzubilden, wurde eine zweite Schicht von Gemeinden mit 
nur ein oder zwei Einrichtungen eingesetzt. Die Ziehung in beiden Schichten erfolgt jeweils proportional 
nach der Verteilung der Einrichtungen in den Bundesländern. Auf diesem Wege wurden insgesamt 309 
Gemeinden als Sitz von Einrichtungen der Eingliederungshilfe bzw. Altenpflege gezogen. 
Auswahlstufe 2: Auswahl der Einrichtungen 
Im nächsten Auswahlschritt wurde für diese 309 Gemeinden eine Zufallsauswahl von Einrichtungen 
vorgenommen. Die Auswahl der Einrichtungen wurde geschichtet nach den drei Einrichtungsarten: 
stationäre Wohnheime der Eingliederungshilfe, betreutes Wohnen unter dem Dach einer Einrichtung (mit 
Wohn- und Betreuungsvertag mit der stationären Einrichtung) sowie Alten-/Pflegeheime. 
 
An dieser Stelle machte sich die Folge der lückenhaften Informationen über die Einrichtungen bemerkbar. 
Angaben über die Kapazität der Einrichtungen, d.h. die Anzahl der Plätze, liegen nur für einen Teil der 
Regionen und auch nur für einen Teil der Einrichtungen vor. Anhand der vorhandenen Informationen 
mussten wir allerdings davon ausgehen, dass die Einrichtungen sehr unterschiedliche Größen (Kapazität, 
Anzahl der Plätze) aufweisen. Es war zu erwarten, dass Einrichtungen des betreuten Wohnens im Mittel 
jeweils weniger Plätze vorhalten als vollstationäre Einrichtungen (Wohnheime) und Alten-/Pflegeheime.  
 
Wegen der enormen Größenunterschiede war es erforderlich, die Art und Größe der Einrichtungen bei der 
Ziehung der Auswahl zu berücksichtigen. Dies erforderte zusätzliche Informationen, die in der Liste der 
Auswahlgesamtheit nur rudimentär vorlagen. Abweichend von der ursprünglichen Konzeption wurde der 
Ziehung der Einrichtungen deshalb eine Vorerhebung bei den Einrichtungen vorgeschaltet, um die 
erforderlichen Strukturdaten zu ermitteln. 
 
Der erste Kontakt zu den Einrichtungen wurde genutzt, um gleich mehrere Ziele zu verfolgen: 
 
– Erste Kontaktaufnahme und Informierung von Einrichtungen über die Studie. Hier ging es darum, die 
angesprochenen Heimleitungen über das Vorhaben der Teilhabestudie zu informieren. Besonderer Wert 
wurde darauf gelegt, die geplante Erhebung bereits argumentativ vorzubereiten. Mit diesem Ziel wurde 
die Ziehung einer Stichprobe in der Einrichtung und Durchführung der Erhebung erläutert.   
– Die Erhebung von wichtigen Eckdaten für eine geschichtete Stichprobenziehung mittels eines 
Kurzfragebogens. Der Erhebungsbogen konzentriert sich auf wenige, für die Stichprobenziehung 
relevante Angaben: Art der Einrichtung, Anzahl der Heimplätze differenziert nach stationärem Wohnen, 
betreutem Wohnen unter dem Dach einer Einrichtung (mit Wohn- und Betreuungsvertrag) und 
betreutem Wohnen nur mit Betreuungsvertrag (ohne Wohnvertrag) sowie der Art der 
Beeinträchtigungen von Bewohnerinnen und Bewohnern. 
– Nennung einer Ansprechperson für die spätere Erhebung bei den Bewohnerinnen und Bewohnern. 
Durch die Kontaktinformationen wird die Kommunikation über das Auswahlverfahren und die 








Für diese Vorerhebung wurde eine Auswahl von 2.869 Einrichtungen in 309 Gemeinden gezogen, mit dem 
Ziel etwa 1.100 bis 1.300 auswertbare Antworten zu erhalten. Die Kontaktierung der Einrichtungen erfolgte 
schriftlich. Den Leitungen der Einrichtungen gingen postalisch ein zweiseitiger Kurzfragebogen und ein 
Flyer mit einer Beschreibung der Teilhabestudie zu. Ein Begleitschreiben des BMAS sowie ein Schreiben 
des infas-Instituts sollten die Bereitschaft zur Beteiligung an der Vorerhebung und der späteren 
Bewohnerbefragung unterstützen (vgl. Anhang). 
 
Um die Schwelle für die Mitwirkung an der Vorerhebung niedrig zu halten, wurde ein frankierter 
Rückumschlag für die Rücksendung beigelegt. Um den angezielten Rücklauf zu realisieren, wurden zwei 
Erinnerungsaktionen durchgeführt. Auf diesem Wege wurden 842 Fragebögen zurückgesendet. 
Um die angestrebte Zielgröße zu erreichen, wurden alle Einrichtungen, die im Mai 2019 noch nicht 
geantwortet hatten, telefonisch durch das infas-Telefonstudio kontaktiert. Die Fragen der Vorerhebung 
wurden dabei direkt in einem CATI-Interview gestellt und protokolliert. Dabei konnten noch einmal 425 
Interviews realisiert werden. Insgesamt beteiligten sich 1.23715 Einrichtungen an der Vorerhebung. 
 
Während des Erhebungsprozesses haben einige Einrichtungen zwar ihre Mitwirkung an der Vorerhebung 
erklärt, sahen sich jedoch außerstande, an der geplanten Befragung von Bewohnern und Bewohnerinnen 
teilzunehmen (53 Fälle). Als Grund für die Nicht-Teilnahme wurden hauptsächlich keine vorhandenen 
zeitlichen Ressourcen genannt. Für 200 Einrichtungen ergab sich aus den Informationen des 
Kurzfragebogens, dass dort die Zielgruppe nicht anzutreffen sei. Nach Abzug dieser Fälle verbleiben 984 
Einrichtungen, über die vollständige Angaben vorliegen. Sie bilden die Ausgangsbasis für die letzte 
Auswahlstufe. 
Tabelle 4  Vorerhebung bei den Einrichtungen 
 abs. in % 
Eingesetzte Stichprobe 2.869 100,0 
davon   
Fragebogen beantwortet 1.237 43,1 
davon   
Keine Bereitschaft für die Mitwirkung an der Haupterhebung 53 4,3 
Laut Fragebogen keine Wohneinrichtung mit Wohn- und 
Betreuungsvertrag (nicht in Zielgruppe) 
200 16,2 
Auswahlbasis für die Befragung von Bewohner/innen 984 79,5 
 
  
                                                                    
 
15 30 Einrichtungen haben den Fragebogen sowohl auf Papier zurückgesendet als auch telefonisch an dem Kurzinterview teilgenommen. 
Die Gesamtanzahl der befragten Einrichtungen wurde um diese 30 doppelten Fälle bereinigt.  
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Tabelle 5  Basis für die Auswahl von Bewohnerinnen und Bewohnern in Einrichtungen 









Bundesland abs. in % in % in % in % 
 1. Schleswig-Holstein 13 1,3 2,1 0,3 1,6 
2. Hamburg 23 2,3 0,6 5,9 0,6 
3. Niedersachsen 93 9,5 11,2 6,2 10,9 
4. Bremen 15 1,5 2,9 1,2 0,3 
5. Nordrhein-Westfalen 285 29,0 26,2 34,7 26,2 
6. Hessen 57 5,8 6,2 4,3 6,9 
7. Rheinland-Pfalz 32 3,3 3,5 3,4 2,8 
8. Baden-Württemberg 77 7,8 7,9 2,5 13,1 
9. Bayern 182 18,5 17,6 19,2 18,7 
10. Saarland 8 0,8 0,9 1,2 0,3 
11. Berlin 78 7,9 4,4 13,9 5,6 
12. Brandenburg 30 3,0 4,4 1,9 2,8 
13. Mecklenburg-
Vorpommern 
20 2,0 3,2 0,6 2,2 
14. Sachsen 21 2,1 2,6 0,6 3,1 
15. Sachsen-Anhalt 23 2,3 2,9 1,9 2,2 
16. Thüringen 27 2,7 3,2 2,2 2,8 
Gesamt  984 100,0 100,0 100,0 100,0 
Quelle: infas-Vorerhebung 
 
Mit Ausnahme kleiner Abweichungen bildet die Auswahlgesamtheit die Grundgesamtheit der 
recherchierten Einrichtungen recht gut ab. Für die weiteren Auswahlschritte stehen nach der 
Vorbefragung 340 stationäre und 323 betreute Wohneinrichtungen der Eingliederungshilfe zur Verfügung 
sowie 321 Alten- und Pflegeheime. Insgesamt leben in den 984 für die Hauptbefragung ausgewählten 
Einrichtungen 66.437 Personen, die als Basis für die Auswahl der zu befragenden Personen dienen. Einen 
Überblick über die Verteilung der Bewohnerzahlen zeigt die folgende Abbildung.  
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Abbildung 7 Anzahl der Bewohnerinnen und Bewohner in den ausgewählten Einrichtungen 
 
Auswahlstufe 3: Auswahl der zu befragenden Personen 
Die letzte Auswahlstufe betrifft die Ziehung einer Stichprobe von Personen, die die Heimbevölkerung 
repräsentiert. Die Anzahl der pro Einrichtung auszuwählenden und zu befragenden Personen hängt dabei 
auch von der Größe (Zahl der Plätze) der jeweiligen Einrichtung ab.   
 
Die in den Einrichtungen zu befragenden Personen werden mit einem Zufallsverfahren ausgewählt. 
Jede Einrichtung erhält eine genaue Beschreibung wie diese Ziehung erfolgen sollte. In Abhängigkeit von 
der im Vorkontakt ermittelten Anzahl der Plätze wird die Schrittweite bestimmt, mit der Einrichtungen 
aus ihrer Liste der Bewohnerinnen und Bewohner ziehen sollen. Der Startpunkt für die Auswahl wird 
mittels einer Zufallsziffer festgelegt. Um mögliche Ausfälle durch Teilnahmeverweigerung der Betroffenen 
oder ihrer gesetzlichen Vertreter ausgleichen zu können, wird eine Bruttostichprobe angelegt, die deutlich 
größer ist als die angezielte Zahl der Interviews. Bei Bedarf können die Einrichtungen Rücksprache mit 
infas halten. Sie erhalten dann Rat und Unterstützung für die Ziehung. 
 
Aus datenschutzrechtlichen Gründen soll die Auswahl der ermittelten Personen in der Einrichtung 
verbleiben. Die Einrichtungen werden gebeten, den von ihnen ausgewählten Personen ein 
Einladungsschreiben für die Erhebung zu überreichen. Mit Hilfe eines Interviewers, der die Einrichtung 
aufsucht, wird dann der eigentliche Befragungsprozess vor Ort organisiert. 
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5.4 Aktueller Stand im Juni 2019 
Zum aktuellen Zeitpunkt ist die Vorerhebung abschlossen. Das Stichprobenkonzept für die letzte 
Auswahlstufe ist abgestimmt. Es werden zurzeit die konkreten Ziehungsanweisungen für die 
Einrichtungen und die Kommunikation mit den Einrichtungen vorbereitet. Der Start für die Erhebung bei 
Bewohnerinnen und Bewohner in Einrichtungen ist für Oktober geplant. 
 
Die angezielte Stichprobe der in Einrichtungen lebenden Menschen erfüllt alle Voraussetzungen für eine 
Hochrechnung auf die Grundgesamtheit. Die Ergebnisse der Erhebung können über eine Gewichtung an 
die Randverteilungen der Einrichtungen angepasst werden, so dass generalisierende Aussagen über die 
Grundgesamtheit möglich sind. Wir erwarten, dass der Stichprobenumfang mit knapp 1.000 
Einrichtungen so groß ist, dass die Stichprobe die Verteilung der Einrichtungsgrößen in der 












Abbildung 8 Anschreiben an die Stichprobe der Hauptbefragung in Privathaushalten 
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